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Editorial 


Hallo Menschen! 


Wir leben in wahrlich bewegten Zeiten. In Nordafrika und auf der arabischen Halb- 
insel sind die Bewegungen gegen die verschiedenen Diktaturen noch lange nicht vor- 
bei. In Japan gibt es mehr als fünfzig Atomkraftwerke, kein Endlager und jede Menge 
geologischer Aktivitäten. Das letzte Erdbeben war stärker als erwartet und der 
Tsunami (was soviel wie „Welle im Hafen“ heißt) höher.Die Atomlobbyisten der Welt 
nennen das „Restrisiko“! 

Die Redaktion der [38] Gäi Däo< ist von den Ereignissen ebenso überrascht wie ihr. 
Als Monatsmagazin gibt es Vor- und Nachteile in der Berichterstattung. Wir hoffen 
auch dieses mal wieder die richtige Balance gefunden zu haben. 

Bitte beachtet den Spendenaufruf der FAU-IAA für die Unterstützung anarchistischer 
und syndikalistischer KollegInnen in Japan. Sie können jede Hilfe gebrauchen und 
jeder Cent zählt! Wir ergänzen die sachliche Berichterstattung vieler Medien zu Japan 
mit einem Brief von einem Kollegen der anarcho-syndikalistischen „Freeters Tokyo“. 
An dieser Stelle sei der Hinweis auf die aktuelle Ausgabe der Graswurzelrevolution 
gestattet. Sie hat in der Aprilausgabe einen Schwerpunkt auf Japan und Atomkraft. 
Auch in dieser Ausgabe findet ihr wieder etwas zu den Bewegungen in Nordafrika. 
Aswad hat ein Interview mit einem syrischen Anarchisten zu Lybien für euch über- 
setzt. Und einige AnarchistInnen aus Köln äußern sich ebenfalls zum Thema. 
Endete der Bericht über die aktuelle anarchistische Bewegung Rumäniens in der 
[%G&] Gäi Däo Nr. 1 noch mit der Nachricht, dass sich die „Anarchistische Föderation“ 
aufgelöst hat, können wir diesmal berichten, dass es den Versuch gibt, eine anarcho- 
syndikalistische Bewegung in Rumänien auf zu bauen. 

Außerdem setzten wir in dieser Ausgabe unsere Artikelserie zum Faschismus fort. 
Diesmal geht es um den NS-Weltanschauungskrieg, die Vernichtungsindustrie und 
den systematischen Terror gegen Andersdenkende und so genannte „Artfremde“. 
Unser „Blick zurück nach vorne“ ist diesmal auf die Märzrevolution 1920 gerichtet. 
Auch in Deutschland gab es bewaffnete Aufstände gegen die Diktatur. Interessant ist 
auch, welche Konfliktlinien damals innerhalb der Bewegung auftauchten. Ein geplan- 
ter Artikel zum Jahrestag der Pariser Kommune und des Kronstadtaufstandes musste 
leider verschoben werden, da unser Autor sich gerade auf Vortragstour befindet. 
Nicht zu vergessen, dass sich in dieser Ausgabe auch die Anarchistisch-Syndikalisti- 
sche Jugend Bonn (ASJ-BN) vorstellt. In einer der nächsten Nummern gibt es dann 
ein Interview mit der ASJ-Berlin. 


Eure [%G&] Gäi Däo< Redaktion 
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Dialog mit dem syrischen 
Anarchisten Mazen Kamalmaz 
Von Jose Antonio Gutierrez 


„Die libyschen Volkskomitees sollten die Grundlage eines neuen 
Lebens sein, nicht nur Interimsmaßnahmen“ 


Englisch: www.anarkismo.net/article/18923 


Der Kampf der libyschen Bevölkerung, als Teil der 
Welle von Volksaufständen, die sich überall in der arabi- 
schen Welt wie Feuer ausbreiten, nimmt eine dramatische 
Wendung, da die Menschen ihren Kampf gegen ein Re- 
gime richten, das mit allen dafür notwendigen Mitteln im 
Amt bleiben will. Gaddafi wurde trotz seiner Vergangen- 
heit als Dorn im Auge der USA zum Schlüsselverbündeten 
in deren Kampf gegen den Terror, wie sich durch die späte 
und unbeholfene Reaktion der USA auf die sich in Libyen 
entwickelnden Ereignisse sowie durch das späte Ausset- 
zen des umfangreichen Waffenhandels mit dem libyschen 
Regime durch die EU offenbart. Während die USA und die 
westlichen Mächte aus Gründen ihres öffentlichen Images 
gerade wieder entdecken, dass sie Gaddafi eigentlich doch 
nicht mögen (nach einem Jahrzehnt der freundlichen Be- 
ziehungen), wurden Gespräche über eine mögliche In- 
tervention aufgenommen und US-Flugzeugträger in die 
Nähe der libyschen Küste entsandt. Das Ergebnis eines 
solchen Unterfangens wäre, gelinde gesagt, furchtbar. In 
der Zwischenzeit sondieren die USA und ihre westlichen 
Verbündeten Wege um sicherzustellen, daß die Revolte in 
Libyen und der arabischen Welt sich nicht zur Revolution 
entwickelt und gleichzeitig, dass ihre ökonomischen und 
strategischen Interessen in einem Szenario nach Gaddafi 
aufs Beste gewährleistet bleiben. 

Zum besseren Verständnis der Vorgänge dort haben 
wir am 27. Februar ein weiteres Gespräch mit unserem 
Freund und Genossen, dem syrischen Anarchisten Mazen 
Kamalmaz, geführt, der den revolutionären Blog 
hhtp://ahewar.org/m.asp?i=1385 unterhält. 


1. Was genau geschieht in Libyen und im Rest der ara- 
bischen Welt? 


Es handelt sich um eine Revolution. Nach 42 Jahren, 
in denen sie vom Regime Gaddafi regiert wurden, sind 
die Massen auf die Straße gegangen. Leider war aufgrund 
der brutalen Unterdrückung durch das Regime die Revo- 
lution nur im Osten des Landes erfolgreich, in dem auch 
andere Stämme leben als im westlichen und mittleren Teil 
Libyens. Bald hatten sich die Kräfte des Regimes von der 
Überraschung erholt und brachten die Revolution in der 
Hauptstadt Tripoli und im Rest Libyens durch brutale und 
extreme Gewalt zum Erliegen. Die Massen versuchten es 
am letzten Freitag wieder, der wirklich ein Tag der em- 
pörten Proteste in vielen arabischen Ländern und Städ- 
ten war, aber sie konnten die Armee des Regimes nicht 
überwinden. Nun gibt es zwischen beiden Kräften einen 
Status Quo, obwohl beide versuchen, die Oberhand zu 
gewinnen. 


Neben Libyen ist der Jemen seit Wochen in Flam- 
men. In diesem Land gibt es viele Stämme und sektiere- 
rische Minderheiten, neben dem Konflikt zwischen dem 
herrschenden Norden und dem marginalisierten Süden, 
der Autonomie verlangt. Studierende und Oberschüler 
Innen könnten es schaffen, mit ihrer Hingabe an die Frei- 
heit für alle und ihrer Bereitschaft, für dieses Anliegen 
Opfer zu bringen, alle Fraktionen des Landes auf das Ziel 
hin zu vereinigen, die Diktatur dort zu beseitigen. 


Am letzten Freitag ging es auch im Irak hoch her, 
wo Tausende von jungen Menschen, sowohl mit sunniti- 
schem als auch mit schiitischem Hintergrund -— 
die vor wenigen Jahren noch kurz vor dem Bürgerkrieg 
standen - auf die Straße gingen und gegen die korrup- 
te, pro-amerikanische Regierung protestierten. Polizisten 
wendeten dieselben repressiven Methoden wie anderswo 
an, was zum Iod einiger Demonstranten führte. 
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Auch im Sultanat Oman ging die Jugend mit Parolen auf 
die Straße, wie überall anders, für mehr Arbeitsplätze, 
mehr Freiheit und anständige Lebensbedingungen. 


2. Viele sehen Gaddafi immer noch als Sozialisten und 
Anti-Imperialisten - ist das so richtig? 


Das ist ein sehr fehlgeleiteter und irreführender 
Standpunkt, den die autoritäre Linke mal aufgebracht hat 
und der immer noch im Umlauf ist. Dies hängt auch mit 
dem Wiedererstarken dieser autoritären Linken mit Figu- 
ren wie Chavez zusammen. 


Wir müssen uns vor Augen halten, dass die 
hungen des Regimes Gaddafi mit den hauptsä 
Mächten des Westens sich seit 2003 erheblich ve 
haben und dass die damalige US-Außenministeı 
doleeza Rice, nachdem der libysche Diktator 
learprogramm aufgab, mehrere Schritte verkü 
denen normale Beziehungen zwischen den U 
dern der Dritten Welt hergestellt werden 
auch Staaten, die zuvor von den USA als 
etikettiert wurden. Dies ebnete Berlusco 
kozy den Weg für Besuche in Libyen, um 


schwere Verträge zu unterzeichnen, für 
Waffengeschäfte mit westlichen Ko führ- 
te zu Gaddafis Teilnahme an eine bei dem 
er Obama traf. Wie bei Ben Ali ignorier- 


ten die großen kapitalistischen 
Menschenrechtsverletzungen d 


die niemals libertäre 
unterstützen sollten. 


Wir müssen zwi ’ 
pitalistismus und den wirklichen Sozialisten unterschei- 
den, weil es viele Anti-Amerikanisten gibt, die ebenso 
autoritär und repressiv sind wie das System des globalen 
Faschismus der Konzerne oder pro-amerikanische Regi- 
mes sind. Hier müssen wir uns den Stalinismus vor Au- 
gen halten. Gaddafi ist selbst an die Macht gekommen, 
als der arabische Nationalismus auf dem Höhepunkt war 
und der war nur rhetorisch anti-imperialistisch, hat aber 
den arabischen Ländern eine Niederlage nach der ande- 
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ren bei den Konfrontationen mit dem Imperialismus und 
seinem wichtigsten lokalen Agenten Israel eingebracht. 
Die letzte war 2003 im Irak. Nach dem Sieg Israels gegen 


Ägypten, Syrien und Jordanien 1967 kamen viele Linke 
zu dem Schluß, dass die Repression der Regimes und ih 
ausbeuterische Natur verantwortlich für die Niederlag 
waren. Im Jahr darauf begannen die ägyptische Jugen« 
und Studenten mit Demonstrationen gegen das Regi 
arakter hatten. Tatsa 
der Irak unter Sadc 


rokratischen Staat 
die ihre ei 


Während des Kalten Kri 
en Supermächte, die USA und 
ten Spiel geübt: Sie unterdrückte 
von ihnen beherrschten Sphäre und 
Kampf der Völker für Freiheit in de 
herrschten Sphäre. Daher unterstützte d 


den vietnamesischen Kampf gegen die 3 


Intervention und die kubanische Revolution 


re Aufstände in Südamerika und in Ländern ur 


US-installierten Diktatur. Andererseits unterstütz 
USA und der kapitalistische Block die Welle der Rev 
in Osteuropa etc. Dieses doppelte Spiel wird immer noch 
gespielt. Die USA sind bereit, solche Aufstände z.B. im 
Iran zu unterstützen, aber nie, nie, nie in Saudi - Arabien 


beispielsweise. Im Irak verhalf die Regierung Bush Sad- 
dam dazu, wieder mächtig zu werden, nach seiner Nie- 
derlage im ersten Golfkrieg 1991, als er sich eine massiven 
Revolution des Volkes gegenüber sah und nur ein kleiner 
Teil des Irak unter seiner Macht stand. Sie wollten ihn 
stürzen, wenn es leichter aussah und zu einem Zeitpunkt, 
an dem dies die regionale Vorherrschaft nicht gefährden 
würde. 


Aber die Ereignisse entwickeln sich weiter, manch- 
mal gegen den Willen der USA, wie es in Ägypten und 
Tunesien der Fall war. Trotz aller Bemühungen, Ben Ali 
und Mubarak im Amt zu halten, schufen die Massen eine 
neue Realität und die USA versuchen, sich an diese an- 
zupassen. In Libyen sieht es anders aus. Die USA sind 
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nun wie ein Raubtier, da das Regime von Gaddafi sehr 
schwach aussieht und von den eigenen Leuten so sehr 
gehasst wird und vor allem, weil das libysche Gebiet vol- 
ler Öl ist, scheint es ein leichtes und großes Ziel zu sein. 
Außerdem kann es dazu beitragen, dass die USA - der 
Hauptunterstützer von Diktaturen in unserer Region - 
wie ein Freiheitskämpfer aussieht, der eine hilflose Na- 
tion von einem blutigen Diktator befreit, den sie ja bis 
vor kurzem als neuen Freund betrachteten. Das Schlech- 
te am Raubtierdasein ist ja, dass es leichten Zielen nicht 
widerstehen kann, trotz aller vergangenen schmerzhaften 
Erfahrungen. Eine wichtige Sache hinsichtlich eines mög- 
lichen Plans der USA ist, dass niemand in Libyen heute 
— weder die revoltierenden Massen, noch die libysche Op- 
position, die im Westen lebt - eine ausländische militäri- 
sche Intervention akzeptiert. 


Dies wäre ein Rückschlag für den Kampf der liby- 
schen Nation und würde nicht nur ihrem unabhängig- 
ken Kampf um ihre Freiheit schaden, sondern auch ihre 


Zukunft bedrohen. Die LibyerInnen sind nahe daran, das 


türzen und wieder in den Besitz ihres Öls und 
zu gelangen. Ich glaube nicht, dass sie - zu- 
lie meisten von ihnen - bereit wären, wieder 
ufzugeben, was sie gewonnen haben, nur um den Preis 
eines leichten Sieges, der nicht ihr Sieg wäre. 


4. Was ist der Charaktier der zivil-militärischen Re- 
erung in Benghazi heute? 


gibt noch keine eindeutigen staatlichen Institu- 
en»befreiten Gebieten. Einige versuchen, eine 
installieren, aber bislang nicht erfolg- 


amerikanische und die pro- 
n.einem Interimsrat in 
Minister aus Gaddafis 
jositiven Standpunkt 
ion zu betonen. Außer 
ısrat gibt es keine anderen 
ı in den befreiten Gebieten, die eine 
solche Intervention akzeptieren oder erbitten. 


5. Wie ist die Rolle der libyschen Volkskomitees? 
Schaffen die Massen ihre eigenen Mittel für eine di- 
rekte Demokratie? 


Diese Komitees wurden Teil jeder Revolution überall in 
der arabischen Welt. Ich betrachte sie als gute Beispiele 
direkter Demokratie, alle befreiten Gebiete werden jetzt 
so verwaltet, wie es auch nach dem Sturz des Regimes von 
Ben Ali in Tunesien war, und nachdem Mubarak seine Si- 
cherheitskräfte anwies, den Schlägern den Weg zu ebnen, 
damit die überall plündern konnten, um die revoltieren- 
den Massen einzuschüchtern. Was jetzt nötig ist, dass sich 
dies weiterentwickelt und nicht nur eine Zwischenlösung 
bleibt: Das muss unsere Botschaft an die Massen sein. 


6. Die Flaggen der Monarchie waren wieder zu se- 
hen... Meinst du, dass es für das alte Regime von Idris 
ein Comeback geben könnte? 


Fakt ist: alles kann passieren. Ich meine, dass die re- 
voltierenden LibyerInnen selbst keine klare Vorstellung 
davon haben, wer ihr Land regieren wird und wie es re- 
giert wird, nachdem sie Gaddafi gestürzt haben. Sie müs- 
sen selbst lernen. Ich glaube aber, dass das schwer wird, 
die werden sich nicht so einfach einem neuen Regime un- 
terordnen. Sie haben ihre Stärke erkannt, und sie werden 
sie nicht einfach so wieder hergeben. 


7. Was sind die unmittelbaren Aussichten für diese 
Revolte? 


Das kommt darauf an. Der Kampf gegen die Dikta- 
tur ist noch nicht vorbei, noch nicht gewonnen. Aber wir 
müssen das vorhandene Potential erkennen. Der Sieg der 
Revolution wird in der Region einen großen Unterschied 
ausmachen. Wir müssen bedenken, dass die neue Welt- 
ordnung während der ersten Golfkrise 1990-91 hier zu- 
erst ausgerufen und eingeführt wurde. Seither hat diese 
Region Südamerika als Hinterhof Washingtons abgelöst. 
Zusätzlich zu den Ereignissen in Tunesien und Ägypten 
werden die Veränderungen tiefgreifend und dauerhaft 
sein. Wie immer gibt es zwei Hauptalternativen: Ent- 
weder wird eine neue Führungselite installiert, oder die 
Massen finden sich zu einer wirklich freien Gesellschaft 
zusammen, die auf dem Modell dieser Volkskomitees auf- 
baut, die die Menschen in der Hitze des Kampfes selbst 
geschaffen haben. I 


|| Übersetzung: Aswad 
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Die arabischen Diktaturen bereiten 
einen Angriff auf die Massen vor 


Konfrontiert mit dem Aufstand der libyschen 
Bevölkerung in ihrem Versuch, der Diktatur Ghaddafıs 
endlich ein Ende zu setzen, hat die Regierung mit immer 
gewaltsameren Repression geantwortet. -- Dies bildet ei- 
nen Teil der Repression durch die verschiedenen Dikta- 
turen in Nordafrika und im Nahen und Mittleren Osten, 
die die Welle der Volksaufstände beenden wollen, die in 
Tunesien und Ägypten angefangen haben und im Iran, 
Irak, Bahrain, Saudi-Arabien, Jemen und Libyen fortge- 
setzt werden. Dabei zögern die Herrschenden nicht, auf 
Demonstrant*innen zu schießen und die Kämpfe der 
Arbeiter*innen in ihrem eigenen Blut zu ertränken. Im 
Fall von Libyen dient dies jetzt als Rechtfertigung für die 
militärische Intervention im Namen von „Freiheit und 
Democracy“ 


WIR erinnern uns: 


Der französische Staat und das Ghaddafi Regime 
unterzeichneten 2007 fette saftige Verträge (Dassault, Tha- 
les), die die Menschen in Libyen noch heute bezahlen. Die 
europäischen Staaten lieferten für ca. 350 Mio US -Dollar 
(2009) Waffen an die libysche Regierung, auch hier be- 
zahlen heute die Menschen in Libyen - mit ihrem Leben. 
Ghaddafı stand für eine „regulierte“ Einwanderungspoli- 
tik mit den europäischen Staaten, heute präsentieren sich 
diese europäischen Staaten, allen voran Frankreich, als 
„Retter“ des libyschen Volkes, „verunglückte“ Bombenab- 
würfe inbegriffen. 


Monatszeitung für eine 
gewaltfreie, herrschafts- 


we 


Taswurzel 
al)lılalı)ı 


www.graswurzel.net 


Wie anderswo auch begrüßen wir in Libyen 
den Aufstand der Unterdrückten gegen Autokratie und 
solidarisieren uns mit ihrem Streben nach Freiheit, un- 
terstützen die Dynamik der entstandenen Selbstorgani- 
sation und Selbstverwaltung, denn nur dies ist die beste 
Garantie gegen politische Unterdrückung und Übernah- 
men jeglicher Art. 


Und wir kündigen gleichzeitig jeden Widerstand 
an gegen diese Staaten und alle ihre kriegstreibenden 
HelfershelferInnen, die mit ihrer Heuchelei der „huma- 
nen Intervention“ sich den Befreiungsversuchen in Nord- 
afrika und anderswo, wenn schon nicht gleich entledigen, 
sie jedoch zumindest unter ihre Kontrolle bekommen 
wollen. Sie wollen weiter die Kontrolle über die Ölvor- 
kommen und dies auch in Zusammenarbeit mit repres- 
siven Regierungen, soweit die Liquidierungen gegen die 
Bevölkerung dort eben durch diese verbündeten Regime 
durchgeführt werden, wie im Irak, in Bahrain, in Saudi 
-Arabien und Jemen. 


Wenn jetzt wieder vom „Export der Demokratie“ 
gesprochen wird, dann schauen wir auf den Irak, auf Af- 
ghanistan und wissen, was wir von dieser Art der De- 
mokratie zu halten haben - das kapitalistische System zu 
erhalten, die Macht über die Menschen zu bewahren. 


Solidarität mit den Aufständen in Libyen, im Iran, 

in Saudi-Arabien, im Jemen, in Bahrain und anderswo! 
Für die Revolte, für die soziale Revolution, nein zum 
Krieg! Nieder mit allen Armeen! 
Widerstand gegen alle die „Meister des Krieges“ - unser 
Kampf gegen die Kriegspolitik der jeweiligen Herrschen- 
den, gegen die Kriegstreiberei auch in den Medien unse- 
rer jeweiligen Länder ist unsere Solidarität! 


Wir unterstützen damit einen Aufruf der „Coor- 
dination des Groupes Anarchistes“ m 


|| Anarchist*innen aus Köln 
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us.tk übe Absichten. Nun hat 


sruppe, die ein ellsten Blogs zum Zeitge- 


ind.den sozialen Problemen/Kämpfen in Rumä- 
en betreibt, ein kurzes Grundsatzpapier verfasst. Darin 
erklärt die IASR ihre Absichten, zu denen u.a. die Pro- 
pagierung der Ideen des revolutionären Syndikalismus 
gehören. Sie will einen „Beitrag leisten, für die Bildung 
einer anarcho-syndikalistischen Bewegung in Rumäni- 
en“. Um diese zu erreichen, kündigt sie die Teilnahme an 
sozialen und gewerkschaftlichen Kämpfen an. Weiterhin 
erklärt die IASR, dass sie die Statuten und Prinzipien der 
IAA anerkennt und dieser beitreten möchte. „Die Anar- 
cho-Syndikalistische Initiative beabsichtigt, Teil der In- 
ternationalen Arbeiter-Assoziation zu werden, mit deren 
Statuten und Prinzipien wir uns identifizieren“ 


Die Grundsatzerklärung der IASR liegt neben der ru- 
mänischen Fassung auch in Englisch, Portugiesisch und 
Deutsch vor. 


Kurze Darstellung der Anarcho-Syndikalistischen In- 
itiative in Rumänien 


1. Was ist die Anarcho-Syndikalistische Initiative in 
Rumänien? 


Die anarcho-syndikalistische Initiative in Rumänien 
(Initiativa Anarho-Sindicalista Romania) ist ein anarchis- 
tisches Projekt, genauer - ein anarcho-syndikalistisches 
Projekt, gegründet, um die Prinzipien des revolutionären 
Syndikalismus zu propagieren. 


2. Was sind unsere Grundsätze? 


Unsere Grundsätze sind dazu beizutragen, eine 
Kritik an den bestehenden Gewerkschaften zu entfalten, 
die auf dem Arbeitsmarkt operieren und in einer unde- 
mokratischen Weise funktionieren, das Bekanntmachen 
von libertären Ideen, die Solidarität mit der arbeitenden 
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vom aktuellen System unterdrück- 


einer anarcho-syndikalistischen Bewegung in Rumänien 
zu leisten. 


3. Was exakt ist die 1.A.S.R., und in welche Richtung 
will sie sich entwickeln? 


Aktuell versuchen wir unser Projekt durch einen 
Newsletter bekannt zu machen. Dieser Newsletter hat die 
Aufgabe, unsere Position zur Gewerkschaftsbewegung 
darzustellen und zu erklären und für diejenigen, die in- 
teressiert sind, die Prinzipien, die unserer Initiative zu- 
grunde liegen, aufzuzeigen, ebenso wie das Modell einer 
sozialen und ökonomischen Organisation entsprechend 
der libertären Prinzipien. 


Das 1.A.S.R.-Kollektiv beabsichtigt die Teilnahme an 
sozialen Aktionen, um dadurch eine anarchistische Prä- 
senz unter GewerkschafterInnen bei Protesten und De- 
monstrationen, unter Minderheiten jeder Art, die einen 
anerkannten Status in der Gesellschaft anstreben, sicher- 
zustellen, sowie generell dort, wo immer auch Aktionen 
anzutreffen sind, die Veränderungen herbeiführen wol- 
len, um die Gesellschaft von der Tyrannei des Staates, des 
Kapitalismus und der Religion zu emanzipieren. 


Die Anarcho-Syndikalistische Initiative beabsichtigt, 
Teil der Internationalen Arbeiter-Assoziation zu werden, 
mit deren Statuten und Prinzipien wir uns identifizieren. 
Dieser Anschluss rührt mehrheitlich aus der Erkenntnis 
der Wichtigkeit internationaler Solidarität. Wir glauben, 
dass der Beitritt zu solch einer Organisation zu einer bes- 
seren Aufnahme von Ideen unter den Mitgliedern der 
L.A.S.R. beiträgt und eine Quelle der Inspiration, abgelei- 
tet aus der langen Tradition der Existenz dieser Organi- 
sation ist. 


4. Was ist die Motivation für solch ein Projekt, und 
was will es erreichen? 


Die Gesellschaft ist in soziale Klassen gespalten, zwischen 
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denen, die beherrschen, und den Beherrschten. Ausge- 
hend von der Überzeugung, dass die Privilegien Einiger 
der Grund des Missbrauchs und der Ungerechtigkeit sind, 
identifizieren wir, wo immer Hierarchie und Autorität 
ist, die Quelle des Bösen in der Gesellschaft, in der wir 
leben. Diese Formen illegitimer sozialer Existenz beinhal- 
ten das, was unser Schicksal bestimmt. Also sollten Staat, 
Kapitalismus und Religion einer Überprüfung unterzo- 
gen werden, um zu prüfen, ob die von ihnen ausgeübte 
Autorität die Bedingungen erfüllen, die als Basis unserer 
Gesellschaft etabliert werden sollten. 


Wir glauben, dass sie dies in den meisten Fällen nicht 
tun, und ihre Aktionen sich gegen alle von uns wenden. 
Unsere Geschichte ist eine lange Abfolge von Missbrauch 
und Raubzügen, durchgeführt von denen, die mit Autori- 
tät ausgestattet sind. 


Der Staat hat die Machtposition der Kontrolle über 
die Bildung, der Einimpfung von Unterwürfigkeit im In- 
teresse seines Machterhalts und der ungehinderten Propa- 
gierung der Interessen der herrschenden Klasse inne, der 
Kapitalismus ist verantwortlich für die Schaffung einer 
ungleichen und ungerechten ökonomischen Gesellschaft. 
Die Religion ist verantwortlich für das Darstellen ihrer 
Dogmen als absolute Wahrheit und ihren Beitrag dazu, 
das soziale Elend zu ignorieren. All dies macht die eigen- 
mächtigen Entscheidungen einiger gegen andere, direkt 
oder indirekt, möglich. 


Angesichts des Gesagten, kämpfen wir für eine Ge- 
sellschaft, horizontal organisiert, basierend auf nicht-hie- 
rarchischen Prinzipien, verbunden von einem Netzwerk 
freiwilliger Assoziationen, koordiniert durch direkte De- 
mokratie, die untereinander in Übereinstimmung mit den 
Prinzipien des libertären Kommunismus kooperieren. 


In diesem Sinne betrachten wir den Anarcho-Syndi- 
kalismus als das bestmögliche Modell der Organisation, 
beginnend am Arbeitsplatz, wo wir die Macht haben, un- 
sere Ideen auszutauschen, wo wir uns Gehör verschaffen 
können, wo wir handeln können und uns in andere Berei- 
che der sozialen Gesellschaft ausweiten können. I 


|| Anarcho-Syndikalistische Initiative in Rumänien 
Initiativa Anarho-Sindicalista Romania 
iasromania.wordpress.com 
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men frei und ei 
Gründungstrefi 


lete sich und 


Anarchosynd 
2009 beteiligten 
Camp und traten 
scheinung. Die G 


individuell; manche verstehen sich eher al 
andere mehr als Syndikalist*in, manche mö 
keinem bestimmten Spektrum zuordnen, de 
wir uns alle in der Arbeit und Ausrichtung de 
der und prägen die Gruppe zu gleichen Teilen. 


Unser Ziel ist es, den anarchosyndikalistischen 
Gedanken in die Öffentlichkeit und die Gesellschaft zu 
tragen und - insbesondere junge Menschen - auf eine 
alternative Lebens- und Organisationsform aufmerksam 
zu machen. Heimlich träumen natürlich alle von der so- 
zialen Weltrevolution, aber wir sind auch realistisch ... 
Unsere Gruppenstruktur ist offen und beruht auf Basisde- 
mokratie, dem Konsensprinzip, Solidarität und Gleichbe- 
rechtigung. Gleichwohl wir Hierarchiefreiheit anstreben, 
ist uns bewusst, dass Machtstrukturen stets, zum Teil un- 
terbewusst, vorhanden sind und diese ständig abgebaut 
werden müssen. Ämter werden als imperatives Mandat 
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ch-Syndikalistische Jugend 
vor 


und nach dem Delegationsprinzip vergeben, bei regelmä- 
Bigen Aufgaben im Rotationsverfahren. 

Bundesweit sind wir mit anderen aktiven ASJ- und 
anarcho(-syndikalistischen) Jugendgruppen vernetzt. Ins- 
besondere mit den ASJ-Gruppen versuchen wir, eine kon- 
tinuierliche föderative Zusammenarbeit NRW- aber auch 
deutschlandweit zu erreichen. Dennoch ist es uns wichtig, 
dass jede Gruppe weiterhin autonom bleibt. Derzeit ar- 
beiten wir noch an einer funktionierenden bundesweiten 
Vernetzung, die sich durch die allesamt noch sehr jungen 
ASJ-Gruppen noch im Aufbau befindet; mittelfristig ist 
auch ein internationaler Austausch geplant. Lokal sind 
wir mit anderen anarchosyndikalitischen Gruppen in 
Kontakt und arbeiten zusammen an Projekten wie z.B. 
dem Umsonstladen. Eine Vernetzung finden wir sinnvoll 
zum Erfahrungs- und/oder Ideenaustausch, zur Koopera- 
tion bei Aktionen oder Projekten und um eine breitere 
Masse an Menschen erreichen und mobilisieren zu kön- 
nen. In Verbindnug sehen wir gruppenintern wie auch 
-übergreifend über persönliche Treffen und das Internet. 
Derzeit sind wir damit beschäftigt, eine eigene Bonner 
Jugendzeitung aufzubauen, die regelmäßig und lang- 


fristig erscheinen soll. Außerdem arbeiten wir an einer 
Schulhof-CD. In letzter Zeit beschäftigten wir uns auf 
lokaler Ebene mit der aktuellen kommunalen Haushalts- 


kürzung und der angesetzten Bürgerbeteiligung, zu der 
wir uns kritisch zu Wort meldeten. Wir beteiligten uns 
an Soli-Aktionen für die angeklagten österreichischen 
Tierrechtsaktivist"inn*en sowie Obi-Angestellte in Polen. 
Außerdem sind wir an der Organisation von Vorträgen 
beteiligt, beispielsweise über den Zensus 2011 oder die 
Situation in Weißrussland. 


In Zukunft ist es uns wichtig, mehr eigeninitiier- 
te Veranstaltungen oder Projekte durchzuführen und die 
AS) sowie den Anarchosyndikalismus weiter in die Öf- 
fentlichkeit zu tragen. Nicht nur hierfür werden wir ver- 
suchen, unsere bundesweite Föderationsstruktur weiter 
auszubauen. Gruppenintern wollen wir unseren syndika- 
listischen Aspekt mehr betonen, in dem wir beispielswei- 
se Interessensgemeinschaften bilden und Arbeit zu spezi- 
ellen Themen in Arbeitsgruppen stattfindet. 


Die ASJ Bonn ist über unsere Homepage, per E- 
Mail (auch PGP) oder persönlich zu erreichen. Jeden ers- 
ten Mittwoch im Monat findet unser offenes Treffen statt, 
zu dem jede*r eingeladen ist. Wir sprechen deutsch und 
englisch, einzelne Personen auch spanisch und portugie- 
sisch, teilweise französisch. 


http://asjbonn.blogsport.de/ 
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Angesichts der enormen Zerstörungen durch das 
Erdbeben und die Tsunamis am 11. März 2011 sowie an- 
gesichts der nach wie vor drohenden nuklearen Katastro- 
phe durch das zerstörte Atomkraftwerk Fukushima I, hat 
die FAU-IAA beschlossen, einen Hilfs- und Solidaritäts- 
fond für prekäre ArbeiterInnen in Japan - den «Freeters 
Solidaritätsfond» ins Leben zu rufen. Als anarcho-syn 
dikalistische Basis-Gewerkschaft gilt der FAU die er 
Sorge den vielen prekären ArbeiterInnen (Freeters), die 
schon vor der Katastrophe ausgegrenzt und zu vielf 
miserablen Arbeits- und Lebensbedingungen g 
waren. Die FAU-IAA hat kurzfristig einen Grunc 
den Fond zur Verfügung gestellt. Sie ruft darüb 
zu Spenden für den Hilfs- und Solidaritätsfond 2 
sen Mittel in enger Absprache mit der «Freeter 2 
Roso», einer Selbstorganisation prekärer Arbeiter 
in Japan, eingesetzt werden sollen. Jeder noch so k 
Beitrag als Ausdruck gelebter Klassen-Solidarität ist 
kommen. Überweist bitte auf folgendes Konto: 


Freie Arbeiter- und Arbeiterinnen Unio 
Postbank Hamburg 

BLZ: 200 100 20 

Konto: 961 522 01 
Verwendungszweck: „Freeters“ 


Wer sind die «Freeters»? 


Prekäre ArbeiterInnen 
glitzernden Fassaden der japa 


Sie sind gesellschaf 
häufig in Wohnba 


sammengepferc 


stigmatisiert und ausgegre 
am Rande der Großstädte zu- 


nennen sich se 
ner Zusamm 
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ten für ein Minimum an Lohn auszuführen. Auch unter 
den Arbeitern, die derzeit versuchen, die Katastrophe 
durch die zerstörten Atomreaktoren des AKW Fukushima 
I einzudämmen, sollen sich „Wegwerfarbeiter“ befinden. 
Sei ahren versuchen sich Freeter selbst gewerk- 


1q ieren und gegen die Hölle aus Aus- 
licher Ausgrenzung vorzugehen. 


Solidaritätsfond? 


agen, warum wir einen ei- 
anstäi itätsfond zur Unterstüt- 
i en haben. Wir haben 
nheit wissen, dass im 


an, weil wi S 
t der’Kata be 
at, dk 


mals alle gleich sind. 
at eher Möglichkeiten, 
q en. Wer aber sowie schon 


cd Q n 


der Gesellschaft gedrängt war, 


die deutlich sc 
von Katastrophen 
dingungen. Wir vi 
direkten Solidarität 
s es angesichts de 
sichts der nuklearen 
wir tun können. Aber 
ss Freeter in verschiedene 
r 2010 auf die Straße gegang 
in ihrem Arbeitskampf beim 
dem drohenden faktischen Ge 
terstützen. 


Wozu sollen die Gelder ve 


wie der 


anzukaufen und zu verteilen. 
dioaktive Verseuchung sich 


den künftig die Preise für weniger belastete Lebens 
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steigen. Auch hier könnte sehr bald Unterstützung not- 
wendig werden. Es gibt auch Freeter, die angesichts der 
Katastrophe das Land verlassen oder sich in zunächst we- 
niger betroffene Landesteile in Sicherheit bringen möch- 
ten. Auch das ist für viele von ihnen nicht zuletzt eine 
Frage des Geldes für Transport und eine Unterkunft. Wir 
haben bereits damit begonnen, japanische GenossInnen 
dabei zu unterstützen. 


Wie kann ich mich weiter informieren? 


Für aktuelle Informationen rund um den «Freeters So- 
lidaritätsfond» haben wir eine Sonderseite eingerichtet. 
Dort werden wir in den nächsten Wochen auch über den 
Stand der Spenden und aktuelle Entwicklungen im Zu- 
sammenhang mit dem Fond informieren. 
www.fau.org/soli/freeters 


Hintergrundinformationen über die Freeter und die Free- 
ter-Gewerkschaft «Freeter Zenpan Roso» finden sich z.B. 


unter:www.direkteaktion.org/187/freeter-zenpa... 


Der Flug aus no köstele 
leihen musste. Je eher wir in 


Nahrung, Medikamente und selbst Beerdigungen kosten 
weiterhin Geld. Darum überweist bitte auch speziell für 


unseren Freund und Genossen A. auf unser Konto: 


FAU-Düsseldorf - Gewerkschaft für alle Berufe 
Volksbank Rhein-Ruhr eG 

Kto.: 111 252 0005 

Verwendungszweck: MANGA 

BLZ : 350 60 386 

IBAN: DE25 3506 0386 1112 5200 05 

BIC: GENODED1VRR 


Bis zum 24.03.2011 sind 387,85 € auf unserem Konto 
eingegangen I 


Eine Email von einem Genossen der 
Freeter Union in Tokyo (FRZK) 


GenossInnen! 


Ich fahre mit der ersten Gruppe unserer Hilfsbrigade, die 
wir organisiert haben, jetzt (24.03.2011) in die betroffenen Orte. 
Unsere Gruppe besteht aus AnachistInnen der Freeter Union 
(Tokyo), Freie ArbeiterInenn Union (Osaka), Kamagasaki Pat- 
rol (Osaka), Nojiren (Tokyo), Mitama Freie ArbeiterInnen Union 
(Tokyo), Mitgliedern verschiedener anarchistischen Gruppen, 
und weiteren Freiwilligen. Wir versuchen auch Kontakt zu den 
Streikenden von Sanya (Tokyo) aufzunehmen. 


Ich würde vorschlagen, dass das Bündnis die Koordinati- 
on der Hilfssendungen und Spendengelder übernimmt. Es war 
zuerst unklar, ob die Hilfsgelder, an staatliche Organisationen 
gehen sollten (es gab noch keine eigene Infrastruktur). Nun ist 
es uns aber endlich gelungen, unsere eigene Hilfsgruppe aufzu- 
bauen, die mit den freien Hilfsorganisationen der Obdachlosen, 
Behinderten und älteren Menschen in den betroffenen Orten, 
ie z.B. im AKW-Bezirk Fukushima I und II zusammenarbei- 
ten, welche durch die Regierung und die Pro-Regierungsorga- 
nisationen im Stich gelassen werden. Jetzt kann ich versichern, 
dass wir die Spenden annehmen und selbst verteilen können. 
Wir nehmen im Rahmen der „ Hilfsbrigade“ neben den Spen- 
den, die uns über die FAU-IAA weitergeleitet werden, auch die 
Spenden der IWW an. 

Schöne Grüße an die FAU-IAA, alle UnterstützerInnen und die 
Freeter Union Fukuoka. 

(...) Mich kann man ab heute nicht mehr erreichen, weil ich in 
die betroffenen Orte fahre. 

Ich werde dort wahrscheinlich hoch verstrahlt. 


Lasst uns das Beste hoffen! I 
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Was ist Faschismus? *2-2 


Die Geschichte und Ideo- 
logie des Dritten Reiches 


NS-Weltanschauungskrieg und -Vernichtungsindustrie 
Systematischer Terror gegen Andersdenkende und „Artfremde“ 


Direkt im Anschluss an die Ernennung Hitlers 
zum Reichskanzler setzte eine Verfolgungswelle gegen 
politisch Andersdenkende ein, von der insbesondere der 
KPD und der SPD nahe stehende Personen betroffen 
waren. An die 40.000 GegnerInnen der Nazi-Bewegung 
suchten Zuflucht im Ausland. Im Kampf gegen die ver- 
bliebenen Oppositionellen ermächtigte Göring in seiner 
Eigenschaft als kommissarischer preußischer Innenminis- 
ter die ihm unterstellten Polizeikräfte Mitte Februar 1933 
zu rigorosem Schusswaffengebrauch. Mit der Ernennung 
zehntausender SA- und SS-Angehöriger zu Hilfspolizis- 
ten öffnete er kurz darauf mörderischer Willkür bei der 
„Abrechnung“ mit der politischen Gegnerschaft Tür und 
Tor. Der Reichstagsbrand lieferte der NS-Führung wenig 
später eine Gelegenheit, die von ihr initiierte Repressi- 
onskampagne in scheingesetzliche Bahnen zu lenken. So 
wurde mit dem Inkrafttreten der „Reichstagsbrandverord- 
nung“ ein permanenter Ausnahmezustand über Deutsch- 
land verhängt und während des „Dritten Reiches“ nicht 
mehr aufgehoben. Neben den VertreterInnen der politi- 
schen Opposition sahen sich auch Angehörige diverser 
sozialer und „rassischer“ Minderheiten, die als nicht inte- 
grierbar in die vielbeschworene „Volksgemeinschaft“ gal- 
ten, staatlichen Repressalien ausgesetzt. Hierzu zählten 
etwa als „Zigeuner“ verfolgte Sinti und Roma, Homose- 
xuelle, unter ihrer ursprünglichen Bezeichnung „Bibelfor- 
scher“ drangsalierte Zeugen Jehovas sowie für „asozial“ 
oder „arbeitsscheu“ befundene Menschen. Eine besonders 
starke Gefährdung für die Zukunft Deutschlands ging 
laut NS-Weltanschauung von jenem Bevölkerungsteil 
aus, der an als vererbbar eingestuften körperlichen oder 
psychischen Beeinträchtigungen litt. Aus „rassehygieni- 
schen“ Erwägungen hielt es das Nazi-Regime für not- 
wendig, eine Fortpflanzung entsprechender Personen 
zu unterbinden. Daher beschloss das Reichskabinett das 


am 1. Januar 1934 in Kraft tretende „Gesetz zur Verhü- 
tung erbkranken Nachwuchses“. Letzteres erlaubte es so 
genannten Erbgesundheitsgerichten, bei Schizophrenie, 
Epilepsie, angeborener Blindheit und Taubheit, schwe- 
rem Alkoholismus und einer Reihe weiterer Krankheits- 
bilder die Unfruchtbarmachung der Betroffenen anzuord- 
nen. Auf dieser Gesetzesgrundlage wurden im Laufe des 
„Dritten Reiches“ hunderttausende Zwangssterilisationen 
vorgenommen. Ebenfalls im Fokus der rassenideologisch 
motivierten Verfolgungsmaßnahmen stand die zu Beginn 
des „Dritten Reiches“ bei einer Gesamtbevölkerung von 
knapp 65 Millionen etwa 525.000 Menschen umfassende 
Gruppe der jüdischen Deutschen. Letztere wurden einem 
Prozess gesellschaftlicher Ausgrenzung unterworfen, bei 
dem der ökonomische Bereich eine Schlüsselrolle spielte. 
So leitete das NS-Regime eine „Arisierung“ der deutschen 
Wirtschaft ein, in deren Verlauf sie die Erwerbsmöglich- 
keiten jüdischer BürgerInnen immer stärker beschnitt so- 
wie Geschäftsleuten jüdischer Herkunft gehörende Läden 
und Unternehmen enteignete bzw. die EigentümerInnen 
nötigte, ihre Geschäfte und Betriebe, meist zu weit unter 
dem jeweiligen Marktwert liegenden Preisen, an nicht- 
jüdische Konkurrenz zu veräußern. Schließlich mussten 
jüdische Deutsche auch ihre privaten Vermögenswerte zu 
Niedrigpreisen verkaufen, wollten sie staatlicher Konfis- 
zierung entgehen. 

Die offizielle Degradierung der jüdischen Deutschen zu 
Menschen 2. Klasse erfolgte Mitte September 1935. So 
wurden anlässlich des jährlich in Nürnberg abgehaltenen 
NSDAP-Reichsparteitages 2 judenfeindliche Gesetze ver- 
abschiedet, und zwar das „Reichsbürgergesetz“ sowie das 
„Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deut- 
schen Ehre“. Ersteres erklärte die Reichsbürgerschaft zu 
einem Privileg des „Staatsangehörige(n) deutschen oder 
artverwandten Blutes“. ‚„Volljuden“ und „jüdische Misch- 
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linge“, unter deren Großeltern sich zwei „Volljuden“ 
befanden, erfüllten diese Voraussetzung aus Nazi-Sicht 
nicht, weshalb ihnen die BürgerInnen des Deutschen Rei- 
ches zustehenden Rechte aberkannt wurden. Das „Blut- 
schutzgesetz“ untersagte zudem Eheschließungen zwi- 
schen jüdischen und nichtjüdischen Personen und stellte 
entsprechende Sexualkontakte unter Strafe. Im Herbst 
1938 erfuhr die antisemitische Politik des NS-Staates eine 
dramatische Zuspitzung. Den Vorwand hierfür lieferte ein 
in Deutschland geborener und aufgewachsener jüdischer 
Jugendlicher polnischer Staatsangehörigkeit namens Her- 
schel Grynszpan (1921-?), der am 7. November in Paris 
den Mitarbeiter der dortigen deutschen Botschaft Ernst 
vom Rath (1909-1938) niederschoss. Nachdem der Bot- 
schaftssekretär zwei Tage darauf seinen Verletzungen er- 
legen war, kam es reichsweit zu staatlich gelenkten juden- 
feindlichen Ausschreitungen: In der Nacht vom 9. auf den 
10. November zündeten SA- und SS-Verbände Synagogen 
an, verwüsteten Geschäfte jüdischer Inhaber und verüb- 
ten anderweitige judenfeindliche Gewalttaten. Hunderte 
Deutsche jüdischer Herkunft ließen in der Reichspogrom- 
nacht ihr Leben. Im Laufe des 10. November erfolgte zu- 
dem die Verschleppung zehntausender jüdischer Männer 
in Konzentrationslager. Zu allem Überfluss bürdete das 
NS-Regime der jüdischen Bevölkerungsgruppe als „Süh- 
neleistung“ für ihre angebliche deutschfeindliche Haltung 
eine Sondersteuer in Gesamthöhe von mehr als 1,12 Mil- 
liarden Reichsmark auf. 


Diplomatische Weichenstellungen 
für den Weltanschauungskrieg 


Die langfristigen außenpolitischen Planungen 
des „Dritten Reiches“ sahen von Beginn der Nazi-Herr- 
schaft an einen Krieg mit der Sowjetunion zur Eroberung 
von „Lebensraum im Osten“ vor. Für diese Konfrontati- 
on galt es sich aus Sicht des NS-Regimes im Zuge einer 
schrittweisen Aushöhlung des Versailler Vertrages, in- 
tensiver Rüstungsanstrengungen und einer territorialen 
Ausdehnung in östliche Richtung zu wappnen. Bis die 
Kriegsvorbereitungen weit genug gediehen waren, hat- 
te das Deutsche Reich eine Phase relativ großer militäri- 
scher Verwundbarkeit zu überstehen. Deshalb verfolgten 
die Nazi-Machthaber zunächst eine diplomatische Dop- 
pelstrategie, die sich durch ein Nebeneinander von Signa- 
len und Akten außenpolitischer Aggression sowie Frie- 


densbeteuerungen und Beschwichtigungsmaßnahmen 


auszeichnete. Im 1. Jahr der NS-Herrschaft kontrastierte 
z. B. der die Weltöffentlichkeit beunruhigende Austritt 
des „Dritten Reiches“ aus dem Völkerbund mit bilateralen 
Verträgen, die Deutschland mit dem Vatikan und Polen 
schloss. Frühe Meilensteine der NS-Außenpolitik stellten 
die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht und 
der Einmarsch der Wehrmacht in die entmilitarisierte 
Zone des Rheinlandes Mitte der 1930er Jahre dar, entle- 
digte sich das Nazi-Regime doch hierdurch zweier seinen 
Expansionsdrang massiv hemmender Bestimmungen des 
Versailler Vertrages. Mit dem „Anschluss“ Österreichs 
und der Annexion des zur Tschechoslowakei gehörenden 
Sudetenlandes 1938 verbesserte das „Dritte Reich“ seine 
Ausgangsposition im Hinblick auf den geplanten Krieg 
um die Vorherrschaft in Osteuropa erheblich. Bewog in 
diesen beiden Fällen nicht zuletzt der Verweis auf das 
Selbstbestimmungsrecht der jeweiligen Bevölkerungen 
Frankreich und Großbritannien, das Deutsche Reich ge- 
währen zu lassen, entlarvte die „Zerschlagung der Rest- 
Tschechei“ im März 1939, die einen eklatanten Bruch des 
weniger als ein halbes Jahr zuvor zwischen Deutschland, 
Italien, Frankreich und Großbritannien geschlossenen 
Münchener Abkommens bedeutete, den vielbeschwore- 
nen Friedenswillen des NS-Regimes endgültig als Pro- 
pagandalüge. Die britische Regierung musste sich das 
Scheitern ihrer auf Friedensbewahrung ausgerichteten 
Appeasement-Politik eingestehen. Gemeinsam mit der 
französischen Staatsspitze gab sie eine Garantieerklärung 
zugunsten Polens ab, das schon allein vor dem Hinter- 
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grund seiner umstrittenen Grenze zu Deutschland das 
vermutlich nächste Opfer des NS-Expansionsdranges war. 
Das Abschreckungspotenzial der französisch-britischen 
Anti-Hitler-Koalition hätte bei einem Beitritt der UdSSR 
ein für das „Dritte Reich“ kritisches Niveau erreicht. Da- 
her fügte es sich sehr gut in die außenpolitischen Pläne 
des Nazi-Regimes, dass die entsprechenden Verhandlun- 
gen im Sande verliefen und die Sowjetführung stattdessen 
die Chancen für ein deutsch-sowjetisches Zweckbündnis 
auszuloten begann. Ungeachtet aller ideologischen Diffe- 
renzen griffen die NS-Machthaber das Gesprächsangebot 
auf, was den Weg zum Abschluss des deutsch-sowjeti- 
schen Nichtangriffspaktes ebnete. Wenige Tage vor Ent- 
fesselung des 2. Weltkrieges war somit für das Deutsche 
Reich die Gefahr einer militärischen Einkreisung durch 3 
europäische Großmächte ausgeräumt. Der Preis bestand 
in einem Teil der zu erwartenden Kriegsbeute, und zwar 
der Osthälfte Polens. Ihn zu zahlen, fiel Hitler umso leich- 
ter, als der Krieg mit der UdSSR in seinen Augen lediglich 
aufgeschoben war. 


Angriffs- und Vernichtungskrieg 


Die Anfangsphase des mit dem deutschen Über- 
fall auf Polen am 1. September 1939 entfesselten 2. Welt- 
krieges verlief für das „Dritte Reich“ sehr erfolgreich. So 
wurden sowohl Polen als auch Frankreich jeweils binnen 
weniger Wochen besiegt. Entscheidend zum militäri- 
schen Triumph trug in beiden Fällen die Verfolgung einer 
„Blitzkrieg“-Strategie bei, die sich durch ein enges Zusam- 
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menwirken der Luftwaffe mit raumgreifend operierenden 
Panzerverbänden auszeichnete. Die Kehrseite der Erfolge 
waren massive Völkerrechtsverletzungen, wobei die von 
Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei (Sipo) und des SD 
in Polen durchgeführten Mordaktionen bereits deutliche 
Züge eines Vernichtungskrieges annahmen. Mit dem be- 
reits im Ansatz scheiternden Versuch einer Invasion Eng- 
lands erlitt die Wehrmacht einen ersten Rückschlag, der 
insbesondere der deutschen Luftwaffe ihre Grenzen auf- 
zeigte. Die Inhumanität der deutschen Kriegführung radi- 
kalisierte sich mit dem am 22. Juni 1941 startenden Angriff 
auf die Sowjetunion. Der „Fall Barbarossa“ war nämlich 
von vornherein als Weltanschauungs- und Vernichtungs- 
krieg konzipiert, der darauf abzielte, dem „Dritten Reich“ 
durch die Eliminierung weiter Teile der einheimischen Be- 
völkerung neuen „Lebensraum“ zu verschaffen. Einerseits 
sahen die Angriffsplanungen millionenfaches Verhungern 
„slawischer Untermenschen“ vor. Zusätzlich erging an 4 
Einsatzgruppen der Auftrag, die eroberten Gebiete sys- 
tematisch von „jüdisch-bolschewistischen Elementen“ zu 
„säubern“. Hunderttausende Jüdinnen und Juden, Sinti 
und Roma sowie kommunistische Funktionäre fielen den 
mobilen Mordkommandos zum Opfer. Auf militärischer 
Ebene rächte sich Ende 1941 die Unterschätzung der Ro- 
ten Armee seitens der Wehrmachtsführung. So waren die 
Invasionstruppen in Erwartung eines abermaligen „Blitz- 
sieges“ ohne ausreichende Bestände an wintertauglicher 
Kleidung und Ausrüstung in Marsch gesetzt worden. Der 
Wintereinbruch stoppte daher den deutschen Vorstoß vor 
Moskau, mit der Anfang Dezember 1941 eröffneten so- 
wjetischen Gegenoffensive bahnte sich eine Wende des 
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Kriegsverlaufes an. Zwar ergriff die Wehrmacht Mitte des 
darauffolgenden Jahres erneut die militärische Initiative, 
doch die entsprechenden Anstrengungen mündeten nach 
einer Kette trügerischer Erfolgsmeldungen in die Schlacht 
um Stalingrad, die mit dem aus militärischer wie mora- 
lischer Sicht verheerenden Verlust der 6. Armee endete. 
Nachdem die Rote Armee im Juli 1943 auch eine letzte 
Großoffensive der Wehrmacht rasch zurückgeschlagen 
hatte, war der Krieg an der Ostfront so gut wie entschie- 
den. Die Landung alliierter Truppen in der Normandie 
besiegelte Mitte 1944 endgültig die militärische Niederla- 
ge Deutschlands. Zu jedem Opfer an Mensch und Materi- 
al bereit, zögerte Hitler den Zusammenbruch des „Dritten 
Reiches“ aber noch ein knap 


Repression und Terror im 


Innergesellschaftlich ging die E 
Weltkrieges durch das „Dritte Reich“ m 
chen Verschärfung des ohnehin schon ma: 
sionsdrucks einher. Die Zunahme der Ur 
schlug sich in der Einführung neuer Straftatbe 
Ausweitung des Sondergerichtswesens sowie d 
dung des als Schaltzentrale staatlicher Terrormaßn. 
fungierenden Reichssicherheitshauptamtes (RSHA 
der. Das RSHA setzte sich aus 7 Ämtern zusammen u 
war seinerseits ein Hauptamt der SS. Seine Effizienz be 
der Bekämpfung politischer GegnerInnen sowie Verfol- 
gung und Vernichtung „rassisch minderwertiger Elemen- 
te“ ergab sich aus der organisatorischen Verquickung von 
Kriminalpolizei, Gestapo, SD und Sipo. 


Kriegswirtschaft und Versorgungslage 


Die Wirtschaft des „Dritten Reiches“ wies bei 
Kriegsausbruch 3 gravierende Schwachstellen auf, und 
zwar die Abhängigkeit von Rohstoffimporten, einen aku- 
ten Mangel an Arbeitskräften sowie einen bürokratischen 
Kompetenzwirrwarr. Der beiden erstgenannten Defizite 
versuchte das Nazi-Regime durch eine rücksichtslose Aus- 
beutung der eroberten Gebiete bzw. der in ihnen lebenden 
Menschen Herr zu werden. Das Organisationschaos berei- 
nigte Rüstungsminister Albert Speer (1905-1981). Indem 
er den Zuständigkeitsbereich seines Ministeriums schritt- 
weise ausweitete, den von seinem tödlich verunglückten 


Vorgänger Fritz Todt (1891-1942) angestoßenen Prozess 
der privatwirtschaftlichen Selbstverwaltung forcierte und 
sich für umfassende Rationalisierungsmaßnahmen stark 
machte, stellte Speer die Weichen für eine Verdreifachung 
der Rüstungsproduktion. Um Hungerunruhen wie im 1. 
Weltkrieg zu vermeiden, legte die NS-Führung großen 
Wert auf eine stabile Grundversorgung der deutschen 
Bevölkerung. Indem sie unter Inkaufnahme zahlreicher 

Hungertoter in den besetzten Gebieten von dort Nah- 
rungsmittel nach Deutschland schaffen ließ, gelang ihr 
nahezu bis Kriegsende die Aufrechterhaltung eines ent- 


sprechenden Rationierungssystems. 


artschuss für eine 
-Rassenpolitik. Die 1. 
erfolgung in systema- 
waren an unheilbaren Er- 
scher oder körperlicher Na- 
Vorabend des 2. Weltkrieges 
‚in der Behandlung „lebensun- 
ansasie (griechisch: „guter/schö- 
beschönigende Umschreibung von 
utete, überzugehen. 

e ihm der Fall eines Mannes, der den 
h um die Tötung seines schwerbehinder- 
uchte. Auf Hitlers Geheiß wurde das Klein- 
Juni 1939 in einer Leipziger Klinik umgebracht. 
auf erteilte er Philipp Bouhler (1899-1945), dem 
der für an Hitler gerichtete Bittgesuche zuständi- 
gen „Kanzlei des Führers der NSDAP“ (KdF), und seinem 
Begleitarzt Karl Brandt (1904-1948) mündlich den Auf- 
trag, bei gleichgelagerten Krankheitsbildern zukünftig 
ebenso zu verfahren. Auf die Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die hierdurch initiierte „Euthanasieaktion“ 
verzichtete Hitler. Im Rahmen einer nur aus einem Satz 
bestehenden schriftlichen Anordnung wies er lediglich 
Bouhler und Brandt im Oktober 1939 persönlich an, Vor- 
kehrungen dafür zu treffen, dass unter Hinzuziehung von 
ihnen „namentlich zu bestimmender Ärzte (...) unheilbar 
Kranken (...) der Gnadentod gewährt werden kann.“ Da 
die Tötungen unter strenger Geheimhaltung erfolgen 
sollten, wurde eine Reihe von Tarnorganisationen mit ih- 
rer Durchführung betraut. Die organisatorischen Fäden 
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liefen bei einer zentralen Dienststelle mit Sitz in der Ber- 
liner Tiergartenstraße 4 zusammen, weshalb die Kran- 
kenmorde die Tarnbezeichnung „Aktion T 4“ erhielten. 
Das systematische Töten erfolgte in den „Euthanasie“- 
Anstalten Grafeneck, Brandenburg, Hartheim, Sonnen- 
stein, Bernburg und Hadamar. Zwischen Anfang 1940 
und August 1941 wurden dort durch tödliche Injektionen 
sowie in als Duschräume getarnten Gaskammern mehr 
als 70.000 Menschen umgebracht. In Anbetracht der Di- 
mension des Massenmordes ließ sich die „Aktion T 4“ auf 
Dauer nicht verheimlichen. Als Clemens August Graf von 
Galen (1878-1946), der Bischof von Münster, am 3. August 
1941 im Rahmen einer Predigt Protest gegen die „Vernich- 
tung lebensunwerten Lebens“ erhob, verfügte Hitler aus 
Rücksichtnahme auf die öffentliche Stimmung die Ein- 
stellung der „Euthanasieaktion“. Aber auch ohne zentrale 
Steuerung setzte sich das Morden hinter Anstaltsmauern 
fort, wobei Ärzte und Pflegepersonal sich bevorzugt über- 
dosierter Beruhigungsmittel bedienten. Die „Vergasungs- 
techniker“ der „Aktion T 4“ hatten sich derweil bereits 
einem neuen Aufgabenfeld zugewandt: der Vernichtung 
der europäischen Jüdinnen und Juden. 


verschärfte sich die ohnehin 
d von zahlreichen Einschränkun- 
Situation der noch zirka 200.000 in- 
nerhalb des chen Reiches lebenden Menschen mit 
jüdischen Wurzeln erheblich. Sie mussten sich mit weit 
geringeren Lebensmittelrationen als die „arische“ Bevöl- 
kerung begnügen, Kleiderkarten blieben ihnen ab Ende 
1939 ganz vorenthalten. Am 19. September 1941 trat eine 
Verordnung in Kraft, die jede mindestens 6 Jahre alte Per- 
son jüdischer Abstammung zum Tragen eines 6-zackigen 
gelben Sterns mit der Aufschrift „Jude“ auf der linken 
Brustseite der Kleidung verpflichtete. Mitte des darauf- 
folgenden Monats setzten Massenverschleppungen in 
Richtung Osteuropa ein. Für die meisten der Deportier- 
ten war es eine Reise in den Tod. Die Radikalisierung der 
NS-Judenpolitik schritt auch deshalb mit zunehmender 
Kriegsdauer fort, weil die Gauleiter des „Altreiches“, der 
„Ostmark“, wie das „angeschlossene“ Österreich nun hieß, 
sowie der militärisch eroberten und dem Deutschen Reich 
einverleibten Gebiete geradezu darum wetteiferten, sich 
als erste „ihrer“ Jüdinnen und Juden zu entledigen. Aus 
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ihrer Sicht bot sich das „Ge 
nicht „eingedeutschte“ Teil d 
als eine Art „menschlicher Sc 
auf Grund von Überfüllung, 
und Seuchengefahr waren die Au 
dortigen Judenghettos weitgehend e 
Zudem setzte Verwaltungschef Hans 
seinerseits alles daran, das „Generalg: 
schnellstmöglich „judenfrei“ zu machen. I 
zeitlich erwogene Errichtung eines „Jude 
auf sowjetischem Boden erwies sich ebenfalls a 
kurzfristig realisierbar, da der erwartete „Blitzsieg 
Wehrmacht über die Rote Armee ausblieb. Der Ent 

zur physischen Auslöschung der europäischen Jüdi 
und Juden fiel in der 2. Hälfte des Jahres 1941 und s 
mit zu einem Zeitpunkt, als die Einsatzgruppen bereit 
mordend durch die UdSSR zogen. Anders als im Fall der 
„Aktion T 4* konnte bislang kein schriftlicher Vernich- 
tungsbefehl Hitlers aufgefunden werden. Womöglich au- 
torisierte der „Führer“ die entsprechenden Maßnahmen 
nur in mündlicher Form. Unzweifelhaft ist jedenfalls, 
dass die „Endlösung der Judenfrage“, wie die verharm- 
losende Umschreibung der geplanten „Ausrottung“ des 
europäischen Judentums im internen NS-Sprachgebrauch 
lautete, mit seiner Billigung anlief. Die organisatorischen 
Weichen für die „Endlösung“ stellte Heydrich. Auf seine 
Einladung trafen sich am 20. Januar 1942 in der Berliner 
Villa Am Großen Wannsee 56-58 hochrangige Vertreter 
diverser Reichsministerien, der SS und der NSDAP zu ei- 
ner „Besprechung mit anschließendem Frühstück“. 

Die 15 Teilnehmer der Wannsee-Konferenz stimmten das 
logistische Vorgehen bei der „Evakuierung der Juden nach 
dem Osten“ ab. Heydrich prognostizierte, dass von den 
europaweit mehr als 11 Millionen in die Deportationen 
einzubeziehenden Menschen bei Arbeitseinsätzen „ein 
Großteil durch natürliche Verminderung ausfallen“ wer- 
de, die Überlebenden müssten „entsprechend behandelt 
werden“, um sie als besonders widerstandsfähige „Keim- 
zelle eines neuen jüdischen Aufbaues“ auszuschalten. Die 
Dimension der angestrebten Massenvernichtung erforder- 
te die Anwendung einer neuen Tötungsmethodik, da die 
von den Einsatzgruppen vorgenommenen Erschießungen 
als nicht effizient genug angesehen wurden und die Täter 
auf Dauer einer zu hohen Nervenbelastung aussetzten. 
Eine naheliegende Alternative stellten Vergasungen dar, 
die sich im Rahmen der Krankenmorde „bewährt“ hat- 
ten. Das erste mit entsprechender Tötungstechnik ausge- 
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stattete Vernichtungslager nahm im Dezember 1941 auf 
dem Gebiet des nach der Zerschlagung Polens gebildeten 
Reichsgaus Wartheland seinen Betrieb auf, und zwar in 
der Ortschaft Kulmhof (polnisch: Chelmno). Als Mord- 
instrumente dienten dort Gaswagen, in denen insgesamt 
mehr als 150.000 Menschen, überwiegend Jüdinnen und 
Juden, aber auch tausende Sinti und Roma, durch das Ein- 
leiten von Motorabgasen erstickt wurden. Weitere 5 Ver- 
nichtungslager entstanden innerhalb des „Generalgou- 
vernements“. 3 davon, nämlich die jeweils in abgelegenen 
Gegenden des Distrikts Lublin aus logistischen Gründen 
in der Nähe von Eisenbahnlinien erbauten Tötungszent- 
ren Belzec, Sobibor und Treblinka, waren fest in die Mitte 
1942 startende „Aktion Reinhardt“ eingebunden. Diese 
Mordkampagne zielte auf die Auslöschung aller im „Ge- 
neralgouvernement“ lebenden Jüdinnen und Juden ab. 
In überfüllten Viehwaggons wurden die Opfer aus den 
Judenghettos in die Vernichtungslager transportiert. In 
angeblichen Duschräumen bereitete durch Dieselmotoren 
erzeugtes Kohlenmonoxid ihrem Leben ein qualvolles 
Ende. Nach und nach leerten sich so die Judenghettos des 
„Generalgouvernements‘. Als sich die endgültige Auf- 
lösung des Warschauer Ghettos abzeichnete, begann die 
jüdische Widerstandsbewegung dort am 19. April 1943 ei- 
nen bewaffneten Aufstand. Deutsche Truppen benötigten 
einen knappen Monat, um die Kontrolle über das Ghetto 
zurückzugewinnen, das sie hierbei vollkommen zerstör- 
ten. Der Warschauer Ghettoaufstand bewog die SS-Spitze 
zur Forcierung der „Aktion Reinhardt“, die noch bis zum 
Herbst 1943 andauerte. 

In ihrem Verlauf wurden in den Vernichtungslagern Bel- 
zec, Sobibor und Treblinka etwa 1,75 Millionen Menschen 
umgebracht. Ein kombiniertes Konzentrations- und Ver- 
nichtungslager unterhielt die SS in Majdanek, einem Vor- 
ort Lublins. Die dortigen KZ-InsassInnen mussten aus der 
Kleidung ermordeter LeidensgenossInnen fronttaugliche 
Textilien fertigen. Wer als nicht mehr arbeitsfähig galt, 
wurde vergast und anschließend in einem Krematorium 
verbrannt. Durch Unruhen in den Vernichtungslagern So- 
bibor und Treblinka alarmiert, führte die SS im Novem- 
ber 1943 als „Aktion Erntefest“ titulierte Massenerschie- 
ßungen durch, denen allein in Majdanek um die 17.000 
Häftlinge zum Opfer fielen. Insgesamt starben in Majda- 
nek annähernd 80.000 Menschen. Die für Majdanek typi- 
sche Verbindung von KZ und Vernichtungszentrum war 
auch für das ostoberschlesische Lager Auschwitz kenn- 
zeichnend, das zum Inbegriff des NS-Vernichtungsappa- 


rates schlechthin werden sollte. Auschwitz bestand aus 
3 Hauptbereichen: dem Stammlager (Auschwitz D), dem 
knapp 3 Kilometer entfernt erbauten Lagerareal Ausch- 
witz-Birkenau (Auschwitz II) und einem auf dem Gelän- 
de der zum IG Farben-Konzern gehörenden Buna-Werke 
in Monowitz (Monowice) errichteten Zwangsarbeiterla- 
ger (Auschwitz II). 

Dem Komplex Auschwitz III waren mehr als drei Dut- 
zend weitere Außenlager angegliedert, deren Häftlinge 
von der SS an im oberschlesischen Industriegebiet mit 
Niederlassungen vertretene Firmen „vermietet“ wurden. 
Im September 1941 nahm die SS im Stammlager „Probe- 
vergasungen“ sowjetischer Kriegsgefangener und kranker 
Häftlinge mit dem blausäurehaltigen Schädlingsbekämp- 
fungsmittel Zyklon B vor, das sich hierbei als geeignet 
für Massentötungen erwies. Zum systematischen Einsatz 
kam Zyklon B ab März 1942 in Auschwitz-Birkenau, das 
sich zu einer regelrechten „Mordfabrik“ mit industriear- 
tigen Vernichtungsabläufen entwickelte. Aus sämtlichen 
der Kontrolle des „Dritten Reiches“ unterliegenden Ge- 
bieten Europas wurden in Güterwagen gepferchte Opfer 
des NS-Rassenwahns nach Auschwitz-Birkenau transpor- 
tiert. Bis zum Mai 1944 hielten die Züge an der „Alten 
Rampe“, deren Entfernung zum Lagertor rund einen Ki- 
lometer betrug. Danach verfügte Auschwitz II über einen 
eigenen Gleisanschluss mit einer etwa 10 Meter breiten 
„Neuen Rampe“. Noch auf den „Rampen“ fand die „Se- 
lektion“ der Neuankömmlinge durch SS-Ärzte statt, d. 
h. als „arbeitsfähig“ eingestufte Personen wurden aus- 
gesondert und ins Lager überstellt. Den zumeist weitaus 
größeren Teil der Gruppe, darunter in der Regel alle al- 
ten und kranken Personen, Kinder sowie schwangeren 
Frauen, erfasste die SS erst gar nicht als Häftlinge. Diese 
Personen wurden vielmehr direkt nach ihrer Ankunft in 
die als Duschräume getarnten Gaskammern geführt und 
ermordet. Die Vergasungen erfolgten anfangs in zwei 
ehemaligen Bauernhöfen, den so genannten Bunkern. Im 
Laufe des Jahres 1943 wurde die Tötungskapazität von 
Auschwitz-Birkenau durch die Inbetriebnahme von 4 
kombinierten Vernichtungsanlagen, jeweils bestehend aus 
einem Entkleidungsraum, einer Gaskammer und einem 
Krematorium, beträchtlich erhöht. So konnten ab Mitte 
1943 täglich zirka 10.000 Menschen vergast und 5.000 Lei- 
chen verbrannt werden. Die Mordopfer wurden einem 
umfassenden Verwertungsprozess unterworfen: In einer 
„Sortierstelle“ beschäftigte Häftlinge ordneten das auf 
der „Rampe“ zurückgelassene Gepäck und die Kleidung 
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der zur Vernichtung bestimmten Menschen. Ebenfalls 
aus KZ-Insassen gebildete „Sonderkommandos“ brachen 
zwischen Vergasung und Verbrennung die Goldzähne aus 
den Mündern der Ermordeten, sammelten Prothesen ein 
und schoren den Leichen die Haare. Den Verkauf der so 
geraubten Wertgegenstände und Materialien wickelte das 
Wirtschaftsverwaltungshauptamt (WVHA,) der SS ab, den 
Erlös strich die Reichskasse zur Kriegsfinanzierung ein. 
Für diejenigen Neuankömmlinge, welche die „Selektion“ 
überstanden hatten, sah das Konzept der SS „Vernichtung 
durch Arbeit“ vor. Entsprechend waren die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der KZ-InsassInnen: 

Die dünne Häftlingskleidung bot einen ebenso dürftigen 
Schutz vor den häufig extremen Witterungsverhältnissen 
wie die eigentlich für die Unterbringung von Pferden ge- 
dachten Häftlingsbaracken. Eine minimale Verpflegung, 
katastrophale hygienische Bedingungen, die zu verrich- 
tende Sklavenarbeit und gewalttätige Übergriffe des SS- 
Wachpersonals bewirkten in der Regel einen raschen 
körperlichen Verfall. Häftlinge, die bei einem der jeweils 
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morgens und abends durchgeführten Zählappelle oder bei 
der Arbeit zusammenbrachen, drohte der Gang ins Gas. 
Nicht minder gefürchtet war die Einweisung in den Häft- 
lingskrankenbau, da zahlreiche kranke Häftlinge mittels 
einer Phenolinjektion ins Herz umgebracht wurden („Ab- 
spritzen“). Etliche Häftlinge fielen zudem den grausamen 
Menschenversuchen des Dr. Josef Mengele (1911-1979) 
und anderer SS-Ärzte zum Opfer. Anfang 1943 errichte- 
te die SS innerhalb von Auschwitz-Birkenau ein speziel- 
les Teillager für Sinti und Roma. Knapp 23.000 Personen 
wurden in dieses „Zigeunerlager“, in dem ausnahmswei- 
se Familien zusammenleben durften, verschleppt. 

Die Mehrzahl von ihnen starb an Unterernährung, Krank- 
heiten oder als menschliche Versuchsobjekte. Im August 
1944 löste die SS das „Zigeunerlager“ auf und vergaste 
die annähernd 3.000 dort noch festgehaltenen Kinder, 
Frauen und Männer. Als die Rote Armee immer näher 
rückte, ordnete die Lagerleitung die Zerstörung der Ver- 


nichtungsanlagen an. Tausende Häftlinge mussten sich 
auf „Todesmärsche“ in Richtung Westen begeben. Wer 
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nicht mehr laufen konnte, wurde von den SS-Begleit- 
mannschaften auf dem Weg erschossen. Am 27. Januar 
1945 befreite die Rote Armee Auschwitz, in dem sich noch 
etwa 7.500 Häftlinge, viele von ihnen mehr tot als leben- 
dig, befanden. In Auschwitz starben etwa 1,1 Millionen 
Menschen. Insgesamt wurden mindestens 5,6 Millionen 
Jüdinnen und Juden im Zuge von NS-Vernichtungsmaß- 
nahmen ermordet. 

Die Angaben über die Zahl der getöteten Sinti und Roma 
variieren stark, die meisten Schätzungen bewegen sich 
in einem Rahmen zwischen 220.000 und 500.000. Für den 
unter dem Tarnbegriff der „Endlösung“ verübten Völker- 
mord setzte sich nach dem Zweiten Weltkrieg das dem 
Griechischen entlehnte Wort „Holocaust“ durch. Letzteres 
ist aber nicht unumstritten, da es ursprünglich zur Um- 
schreibung religiös motivierter Brandopfer diente. Die ge- 
bräuchlichste Alternative stellt das aus dem Hebräischen 
stammende Wort „Shoah“ („große Katastrophe“) dar. 


Zusammenbruch des Nazi-Regimes 


Nach der Landung alliierter Truppen in der Nor- 
mandie rückten die feindlichen Streitkräfte in der zwei- 
ten Jahreshälfte 1944 aus zwei Richtungen unaufhaltsam 
auf das Gebiet des Deutschen Reiches vor. In dieser aus- 
sichtslosen militärischen Lage beschloss das NS-Regime 
die Aufstellung eines letzten Aufgebotes. So erging per 
„Führererlass“ vom 25. September 1944 die Anordnung, 
„aus allen waffenfähigen Männern im Alter von 16 bis 
60 Jahren de(n) deutsche(n) Volkssturm zu bilden“, der 
„den Heimatboden mit allen Mitteln und Waffen vertei- 
digen“ sollte. Das Kalkül der NS-Spitze, den Alliierten 
durch die fanatische Gegenwehr von bis zu 6 Millionen 
zusätzlichen Kämpfern die Unmöglichkeit einer Beset- 
zung Deutschlands vor Augen zu führen, erwies sich je- 
doch schon allein auf Grund massiver Ausrüstungsdefizi- 
te als illusorisch. Im Oktober 1944 stieß die Rote Armee 
erstmals auf das Territorium des Deutschen Reiches vor. 
Als am 12. April 1945 US-Präsident Roosevelt (1882-1945) 
verstarb, schöpfte Hitler, der sich knapp ein Vierteljahr 
zuvor in den nahe der Berliner Reichskanzlei errichteten 
„Führerbunker“ zurückgezogen hatte, kurzzeitig Hoff- 
nung auf einen Bruch des alliierten Militärbündnisses. 
Doch die Anti-Hitler-Koalition hielt und fuhr mit der 
Besetzung des Deutschen Reiches fort. Während Truppen 
der Westmächte die Rhein-Ruhr-Region sowie Nord- und 


Süddeutschland unter ihre Kontrolle brachten, leitete die 
Rote Armee am 16. April 1945 die Schlacht um Berlin ein. 
Wenige Tage später drangen erste sowjetische Einheiten 
auf das Gebiet der Reichshauptstadt vor, deren Einkesse- 
lung am 25. April 1945 vollzogen war. Nachdem er tags 
zuvor seine Lebensgefährtin Eva Braun (1912-1945) ge- 
heiratet hatte, verübte Hitler gemeinsam mit ihr am 30. 
April 1945 Selbstmord. Auf Grundlage eines von Hitler 
diktierten „Politischen Testaments“ übernahm Großad- 
miral Karl Dönitz (1891-1980) das Amt des Reichspräsi- 
denten. Der als Reichskanzler vorgesehene Propaganda- 
minister Joseph Goebbels (1897-1945) beging am 1. Mai 
1945 samt Ehefrau und sechs Kindern ebenfalls in den 
Räumen des „Führerbunkers“ Selbstmord. 

Am 7. Mai 1945 unterzeichnete Generaloberst Alfred 
Jodl (1890-1946) im Hauptquartier General Eisenhowers 
(1890-1969) in Reims die bedingungslose Kapitulation al- 
ler deutschen Streitkräfte. In der Nacht vom 8. auf den 
9. Mai 1945 wiederholte Generalfeldmarschall Wilhelm 
Keitel (1882-1946) die Prozedur im sowjetischen Haupt- 
quartier in Berlin-Karlshorst. Der Zusammenbruch des 
„Dritten Reiches“ war hiermit besiegelt, der 2. Weltkrieg 
zumindest in Europa beendet. I 
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Blick zurück nach vorne 


Versuch einer Wiederaneignung der 


„eigenen, proletarischen“ Geschichte. 


Vorwort 


Im März 2011 jährt sich zum 91. mal ein Ereignis, 
das in den Schulgeschichtsbüchern und den historischen 
Standardwerken zur „Deutschen Geschichte“ entwe- 
der gar nicht vorkommt oder auf zwei, drei Zeilen ver- 
kürzt und einseitig vom Kapp-Lüttwitz-Putsch berichtet. 
Manchmal wird noch die sogenannte Rote-Ruhr-Armee 
erwähnt. Die Revolution zwischen Rhein und (Auf-)Ruhr 
wird unterschlagen und selbst von „Linken“ auf das Mili- 
tärische reduziert. 


„Vormärz“ 


Die Novemberrevolution von 1918 brachte der 
Arbeiterschaft besonders im Ruhrgebiet nur verhältnis- 
mäßig geringe Verbesserungen der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen. Vor allem im Bergbau standen im Rahmen 
der zunehmend entstehenden „Sozialpartnerschaft“ die 
weitreichenden Zugeständnisse der großen Zentralge- 
werkschaften einer bei härtester Arbeit notleidenden Ar- 
beiterschaft gegenüber. Allein aus dieser Not heraus ent- 
stand eine starke Streikbewegung, die viele wilde Streiks 
und auch neue Aktionsformen hervorbrachte. Dem Kon- 
trollverlust über die äußerst heterogene Masse der Arbei- 
terschaft versuchte die Reichsregierung mit militärischer 
Gewalt beizukommen. So waren die Menschen vom offe- 
nen Kampf und dem Hass auf das Militär geprägt, als am 
13. März 1920 die Nachricht vom Rechts-Putsch eintraf ... 


Generalstreik und Revolution 


Einmalig in der Geschichte der SPD, der ihr na- 
hestenden Gewerkschaften und Deutschlands ist der 
Aufruf zum Generalstreik. Schon am 15. März, also nur 
zwei Tage nach dem Putsch, wurde dieser von hundert- 
tausenden ArbeiterInnen befolgt. Am 17. März war der 
Putsch beendet. Die Regierung bedankte sich kurz bei der 


Arbeiterschaft und wollte einfach im alten Trott weiter- 
machen. Da hatte sie allerdings die Rechnung ohne den 
Wirt gemacht. Die Arbeiterschaft, besonders im Ruhr- 
gebiet, wollte mehr und nutzte die Gelegenheit, um sich 
dieses „mehr“ einfach selbst zu nehmen. Nach knapp vier 
Wochen war die Revolution am 19. April endgültig ge- 
schlagen und in der Phase des weißen Terrors wurden 
mehr als tausend ArbeiterInnen abgeschlachtet, mehr 
Menschen als während der Kämpfe um das Ruhrgebiet 
getötet wurden. 


Bewaffnete Arbeiterschaft 


Mit Beginn des Generalstreiks fing die Arbeiter- 
schaft im Ruhrgebiet an sich zu bewaffnen. Ziel war es 
sich gegen heranrückende Freikorps, Sicherheitspolizei 
und rechte Bürgerwehren verteidigen zu können. Zeit- 
gleich wurden aber auch die Polizei und eben diese Bür- 
gerwehren entwaffnet. Dabei entstanden zwei sehr un- 
terschiedliche Strukturen. 

Zum einen die Rote-Ruhr-Armee. Diese organisierte 
sich anhand der „Fabrikgemeinschaft, de[s] Parteidistrikt 
[s], für die kleineren Ortschaften de[s] persönliche[n] 
Bekanntenkreis[es]“ Oder, wie in Duisburg und Hamborn, 
wo die Freie Arbeiter-Union / Anarcho-Syndikalisten ge- 
schlossen der Roten Armee beitrat, anhand der Gewerk- 
schafszugehörigkeit. Später gab es auch „Werbebüros der 
Roten Armee“. Trotz der Selbstbezeichnung als „Armee“ 
war sie doch grundlegend anders organisiert und hatte 
vor allen Dingen auch eine ganz andere Aufgabe. Beim 
Militär haben wir das Kommando der Wenigen über eine 
blind gehorchende Masse mit dem Ziel, den Status Quo 
von Unterdrückung und Ausbeutung aufrechtzuerhalten. 
Bei den „Roten“ galt der spontane, aber nichtsdestotrotz 
bewusste Entschluss Vieler, sich gemeinschaftlich ge- 
gen die Reaktion zu verteidigen, mit dem Ziel endgültig 
Schluss mit der Ausbeutung und Unterdrückung zu ma- 
chen. Viele Einheiten der Roten Armee wählten ihre „Of- 
fiziere“ und Kampfleiter selbst. Trotz einer Tendenz zur 
„Militarisierung‘, die an einigen Stellen zur theoretischen 
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Aufgabe bestimmter humanistischer Grundsätze führte, 
blieb die absolute Freiwilligkeit bis zuletzt die Grundlage 
der Roten-Ruhr-Armee. Sie war es, die Freikorps, 
Reichswehr, Sicherheitspolizei und Burgerwehren über 
den Rand des Ruhrgebietes hinaus drängte und sich in 
einen regelrechten Stellungskrieg hineinreißen ließ. Ent- 
gegen vieler anderslautenden Behauptungen wurde die 
Rote-Ruhr-Armee nicht von einer einzigen „Zentrale“ 
gesteuert. Vielmehr gab es mindestens drei dieser Zentra- 
len, die jeweils für sich beanspruchten für die Gesamtheit 
sprechen zu können. 

Zum anderen gab es die Arbeiterwehren. Diese wurden 
von den Aktions- und Vollzugsausschüssen der einzelnen 
Städte gegründet, bewaffnet und bezahlt. Die Angehö- 
rigen der Arbeiterwehr blieben in ihren Stadtteilen und 
waren darüber hinaus auch in ihren Betrieben fest ver- 
ankert. Die Aufgaben der Arbeiterwehren waren von Ort 
zu Ort und zu verschiedenen Zeitpunkten der Revoluti- 
on sehr unterschiedlich. So waren viele Anfangs damit 
beschäftigt, die stadtbekannten reaktionär eingestellten 
BürgerInnen und die Mitglieder der Bürgerwehren zu 


entwaffnen. Oft beteiligten sie sich auch daran, die Si- 
cherheitspolizei, die Freikorps und die Reichswehr aus 
den Betrieben und Städten zu vertreiben. Später übernah- 
men sie teilweise allgemeine Polizeiaufgaben. 


Die Aktions- und Vollzugsausschüsse... 


.. bildeten sich schon am 13. März, als direkte 

Reaktion auf den Putsch. Zumeist wurden sie von den 
Arbeiterparteien (SPD, USP und KPD) gebildet. Gewerk- 
schafterInnen waren mit Ausnahme der Hochburgen 
der Anarcho-SyndikalistInnen wie Hamborn (heute ein 
Stadtteil von Duisburg) oder Mülheim an der Ruhr, nur 
in den Ausschüssen vertreten, wenn sie über eine Partei 
hineingekommen waren. Die selbstgesetzten Aufgaben 
waren zuallererst die Entwaffung der BürgerInnen, der 
Kampf gegen Sicherheitspolizei, Freikorps und Reichwehr 
sowie die geordnete Bewaffnung der Arbeiterschaft. Nach 
der Vertreibung der reaktionären Kräfte übernahmen sie 
vielerorts weitreichende kommunale Aufgaben. Dabei 
entwickelten einzelne Ausschüsse weitreichende Vorstel- 
lungen. Der Mühlheimer Vollzugsrat gründete eine große 
Zahl an Kommissionen (unter anderem Kommissionen 
für die städtischen Betriebe, die Schulen, Polizeifragen, 
Wohnungs-, Gesundheits- und Wohlfahrtswesen) und 
lässt so erahnen für wie vielschichtig er seine Aufgabe 
verstand. Darüberhinaus wirkten die anarcho-syndikalis- 
tischen Ideen hier besonders stark, was unter anderem 
dazu führte, dass sie die Betriebsbelegschaften (!) dazu 
aufriefen den Vollzugsausschuss zu wählen und so einer- 
seits betrieblich zu verankern und andererseits basisde- 
mokratisch legitimieren zu lassen. In der Regel wurden, 
in der Kürze der Zeit, die Vollzugsausschüsse ihren selbs- 
gesteckten Zielen nicht gerecht. Oft reichte es nur, um den 
Beamtenapparat und die Verwaltung zu kontrollieren, 
anstatt ihn durch eigene Leute oder gar gegen eine „sozi- 
alistische Selbstverwaltung“ auszutauschen. 
In zweierlei Hinsicht bemerkenswert ist die Art und Wei- 
se der Löhnung der bewaffneten Arbeiterschaft und der 
Aktions- bzw. Vollzugsausschüsse. Einerseits, weil neben 
der Löhnung durch die Stadtkassen in einigen Städten 
eine Löhnung durch die UnternehmerInnen (!) durgesetzt 
wurde. Andererseits weil, wie das Beispiel des Vollzugs- 
ausschuss Duisburg zeigt, Männer (40 Mark) und Frauen 
(30 Mark) unterschiedlich entlohnt wurden (!). 


Die Frauen 


Wie das Beispiel der Entlohnung zeigt, wurden 
die Frauen innerhalb der revolutionären Erhebung nicht 
gleichberechtigt behandelt. Soweit bekannt ist, schufen 
sie sich auch keine eigenen Organisationen. Und wenn 
schon die Geschichte der Revolution nur noch schwer zu 
rekonstruieren ist, so ist die Geschichte der Frauen fast 
vollständig verloren und beschränkt sich auf wenige Hin- 
weise. Obwohl belegt ist, dass es Frauen in den Reihen 
der Roten Ruhr Armee gab (als Arbeiter-Samariterinnen), 
kann nicht gesagt werden, ob sie sich an bewaffneten Aus- 
einandersetzungen beteiligt haben. Innerhalb der Roten 
Armee gab es nicht wenige Kampfleiter, die die Frauen 
als „Gefahr“ für die „Moral“ und Gesundheit angesehen 
haben und alles taten, sie von der Front und der Etappe 
fernzuhalten. Bei all dem sollte nicht vergessen werden, 
dass die „zu Haus“ gebliebenen Frauen mit zahlreichen 
Problemen konfrontiert waren, die durch die revolutionä- 
re Erhebung nicht weniger, sondern zum Teil sogar noch 
mehr bzw. verstärkt wurden. 


Revolution und Strafe 


Wie in jeder Revolution, wurden auch in dieser 
die Gefängnisse geöffnet. Bemerkenswert sind dabei zwei 
Dinge, die sofort ins Auge stechen. Zum einen wurden 
tatsächlich nur die politischen Gefangenen befreit, zum 
anderen verordnete der Vollzugsrat Mühlheim: -dass alle 
diejenigen Arbeiter und Angestellten, die nach dem 9. 
November 1918 wegen rein politischer Sachen inhaftiert 
waren, ganz gleich, ob Schutzhaft, Untersuchungshaft 
oder Strafthaft, von demjenigen Betrieb und Arbeitgeber 
für entgangenen Verdienst entschädigt werden, an dem 
sie zur Zeit der Verhaftung beschäftigt waren“. So musste 
zum Beispiel die Maschinenfabrik Thyssen 59.000 Mark 
allein für die Schutzhaftgefangenen des Zuchthauses Werl 
von 1919 und das Stahl- und Walzwerk Thyssen 52.000 
Mark für ehemalige politische Gefangene zahlen. In ei- 
nigen Städten wurden von den restlichen Gefangenen 
„Gefangenenräte“ eingerichtet. Der Versuch eine sozi- 
alistische Justizreform, zu beginnen wurde in Elberfeld 
(heute Stadtteil von Wuppertal) am weitesten vorange- 
trieben. Darüber hinaus enstand spontan eine eigene 
Rechtssprechung durch die Vollzugsausschüsse. Rauen 
Humor bewies dabei der Arbeiterrat von Hagen, der ei- 
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ner Geschäftsfrau, die die bewaffneten Arbeiter als faul 
bezeichnet hatte, folgendes Schreiben sandte: 

„Die unterzeichnete Korporation bittet Sie freundlichst, 
morgen ... von 8 bis 5 Uhr in der Küche Neue Schulstraße, 
wo für die kämpfenden Arbeiter Verpflegung bereitgehal- 
ten wird, beim Aufwaschen und Zubereiten des Essens 
helfen zu wollen. Wir erwarten, dass sie pünktlich 8 Uhr 
aus ihrem Hause gehen; sollte das nicht zutreffen, würden 
Sie uns gestatten, Sie durch einen dieser Arbeiter, die Sie 
als faul bezeichneten, abholen zu lassen. 

Mit aller Ehrerbietung: Der Arbeiterrat“ 


So humorvoll das obige Beispiel ist, so ernst nah- 
men die ArbeiterInnen die antisemitische Hetze. So erließ 
der Vollzugsrat Bottrop eine öffentliche Erklärung, nach 
der er „in dieser schmutzigen Kampfesweise nicht allein 
eine Hetze gegen die Juden, sondern vor allen Dingen 
eine solche gegen den Sozialismus“ entdeckte; er ordnete 
an, die Zettel überall sofort zu entfernen und die Verbrei- 
terInnen anzuzeigen, damit sie vor das Revolutionstribu- 
nal gestellt würden. 


Die Betriebe 


Neben der lokalen Verwaltung, von wo aus unter 
anderem die städtischen Betriebe, die Schulen, Polizeifra- 
gen, Wohnungs-, Gesundheits- , Ernährungs- und Wohl- 
fahrtswesen organisiert wurden, waren die Betriebe der 
eigentliche Ort, wo sich eine Revolution sofort bemerkbar 
machte. Dabei ist klar, das weder die Verwaltung noch 
die Betriebe einfach nur übernommen werden konnten - 
wenn dies auch sicherlich der erste Schritt in jeder Revo- 
lution ist. Es geht darüber hinaus um eine Umgestaltung 
und Neuorganisation. Im Falle der lokalen Verwaltungen 
hat die Arbeiterschaft die selbstgesteckten Ziele in der 
Kürze der Zeit oft nicht umsetzen können. In den Betrie- 
ben sah es zum Teil sehr ähnlich aus. Hinzu kommt die 
sehr heterogene Zusammensetzung der Arbeiterschaft 
und ihrer sozialistischen Ideen, sowie die Qualität ihrer 
Ideen. Die Meisten hatten nur sehr allgemeine Vorstellun- 
gen vom Sozialismus. Parolen wie „Diktatur des Proleta- 
riats“ oder „Vergesellschaftung der Betriebe“ waren zwar 
gemeinhin bekannt, aber nicht näher mit Inhalten gefüllt. 
In den Hochburgen der Anarcho-Syndikalisten (und, 
teilwesie durch sie inspiriert, teilweise spontan auch in 
anderen Städten) wurde mit Beginn der Revolution dazu 
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aufgerufen in den Betrieben neue Räte zu wählen, die den 
kommenden Aufgaben gewachsen sein sollten. In Essen 
rie die KPD am 13. März in einer spontanen Reaktion 
sofort zu Betriebsratswahlen auf: „Wählt sofort in jedem 
Betrieb, in jeder Werkstätte euren Arbeiterrat [...] Die Ar- 
beiterräte treten sofort zur Vollversammlung zusammen, 
die dann die gesamte Macht übernehmen muß ...“ Womit 
die KPD allerdings nicht gerechnet hatte, war, dass SiPo 
und Einwohnerwehr die öffentlichen Gebäude besetzten. 
Anstatt zu einer „proletarischen Lösung“ zu kommen, 
also SiPo und Einwohnerwehr zu vertreiben, beschloss 
diese Versammlung, einen 33 Mitglieder umfassenden 
Ausschuss zu wählen, der einen Siebenerausschuss „zur 
Übernahme der öffentlichen Gewalt“ bestimmen sollte. 
Von beiden Ausschüssen hörte man in den folgenden Ta- 
gen nichts mehr. Nachdem die ArbeiterInnen Reichswehr 
und SiPo vertrieben hatten, nahm die KPD ihre ursprüng- 
liche Idee nicht wieder auf. Wichtig ist es an dieser Stelle 
festzuhalten, dass es sich bei den Betriebsräten nach dem 
Willen der KPD einzig und allein um „politische“ Räte 
handeln sollte und nicht um „wirtschaftliche“. Die „po- 
litischen“ Räte sollten sich um Dinge wie die Probleme 
der lokalen Verwaltung kümmern. Bei „wirtschaftlichen“ 
Räten liegt das Arbeitsfeld auf der betrieblichen Ebene 
bzw. auf der Ebene der Fragen nach der Sozialisierung 
der jeweiligen Branchen. Konsequenterweise verkündete 


der Essener Vollzugsrat dann auch: „Jetzt ist keine Zeit für 
Experimente“. In Elberfeld und Barmen benutzte der Ak- 
tionsausschuss die Betriebsräte nur als vermittelnde Ins- 
tanz zwischen sich und der Arbeiterschaft. Nur in zwei (!) 
Städten hatten die Arbeiter-Innen via Betriebsratswah- 
len direkten Einfluss auf die Zusammensetzung der Voll- 
zugsräte und stellten so das oberste politische Organ der 
Arbeiterschaft dar. So zum Beipiel in Mühlheim an der 
Ruhr, wo der syndikalistische Einfluss so stark war, dass 
die basisdemokratischen Ideen wie selbstverständlich zur 
Anwendung kamen. In seiner ersten Bekanntmachung 
bezeichnete sich der Aktionsausschuss als provisorisch. 
Er wolle die „Macht nur solange ausüben, bis aus den 
Reihen der revolutionären, auf dem Boden der proleta- 
rischen Diktatur stehenden Betriebsräte ein endgültiger 
Arbeiterrat gewählt ist. Den revolutionären Obleuten der 
Betriebe bleibt es überlassen den Wahlmodus usw. festzu- 
legen“. Dieser Erklärung vom 20.März folgten am 22. und 
23. März die Wahlen der Betriebsräte und am 24. März die 
Wahl des Vollzugsrates. In allen anderen Orten wurden 
die Vollzugsräte von den drei Arbeiterparteien gebildet. 


Bei der Frage der Sozialisierung klaffte in der Be- 


23» 


wegung ein großer Graben. Die Konflikte, die hier auf- 
tauchten, sollten sechzehn Jahre später und knappe 2.000 
Kilometer entfernt in der spanischen Revolution wieder 
auftauchen. So wandten sich SPD, USP und KPD gegen 
alle Eingriffe in die Produktion, die einseitig als „Störung“ 
gesehen wurden. 


Es ging aber auch anders: „An alle revolutionä- 
ren, freiheitlich gesinnten Hand- und Kopfarbeiter! ... Die 
erste notwendige Forderung und Aufgabe ist: sofortige 
Wahl revolutionärer Betriebsräte. Diese haben die Sozi- 
alisierung der Betriebe zu organisieren, die Produktion 
fruchtbar zu gestalten und zu überwachen. Sie bild 
Keimzelle zukünftiger Gestaltung. Aus den Be 


heraus und durch diese müssen die Komn 
räte gebildet werden. Letztere haben den a 
ren Beamtenapparat zu reorganisieren“. Die 
haben hier eine doppelte Aufgabe: Soz 
triebe, Branchen und Industrien eine 


zu kurz, als dass die selbst gestellte _A 
Umfang hätte erfüllt werden können 
die Mühlheimer praktisch sichtbar, i 


Zentrum der SyndikalistInnen, lagen die 
Thyssen. Die Lücken in der Leitung de 


Ihyssen gegenüber einem Vertreter der englis 
schaft den Schluss zog, der Aufstand mü 
Hand gründlich vorbereitet gewesen sein. 


der sich von „rechts“ und „links“ bis heute ne 
SyndikalistInnen an anderen Orten sich auch nicht an d 


Führung der Betriebe herantrauten, so waren sie do 
überall führend, wo wichtige Änderungen in den Betrie- 
ben durchgesetzt wurden. So zum Beispiel in der ersten 
Schicht nach Beendigung des Generalstreiks in einigen 
Zechen - so von Brassert in Marl und von Adolf von 
Hansemann in Mengede (heute ein Stadtteil von Dort- 
mund) — wo sie in direkter Aktion die alte Forderung der 
Sechs-Stunden-Schicht durchsetzten, d.h. sie fuhren nach 
6 Stunden wieder aus. 
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Deutlich wird die Stellung der drei wichtigsten 
politischen Richtungen, die den Aufstand im März 1920 
trugen. Die Trennungslinie verläuft nicht zwischen der 
USP und der KPD, sondern z 
der einen Seite und den Syndika 


können, wenn der endgültige miltäriche Sig errungen 
sei, waren die SyndikalistInnen genau gegenteiligerAn- 


sicht. Beide grundsätzlichen Positionen begegnen uns im 


Spanischen Bürgerkrieg wieder. Hier nehmen die Kom- 
munistInnen derKPE dieselbe Haltung an wie USP und 
KPD 1920. Die hosyndikalisten und Anarchosy- 
dikalistinnen de T kollektivierten dage 
ionsmittel unmi 


Produktion und 
überall dort, wo si 
Die Gründe für di 
terschaft will ich ku 
1. Dreh- und Angel 
Theorie ist das Ziel 


liegt auf der Hand: Diese Si 
Gelegenheit, um Herrscha 
gen, und die SyndikalistInne 
in dem Bereich wahr, den sie 
den halten: in den Betrieben. 


w. zu beseiti- 


se Gelegenheit 
zig entscheiden- 


eränderungen in den Be 
gefährden könnten 


- die Kolle 
fernt den bewa 


ivier 

chwächen oder auch 
nur ansatzweise zu gefährden. Im Gegenteil, sie geben 
dem bewaffneten Kampf Rückhalt, Basis und vor allem 
ein Ziel und eine Richtung. Sie steigern die Kampffreude 


neten Kampf zu‘s 


der Aufständischen und treiben die politischen Ausein- 
andersetzungen vorwärts, indem sie allen die konkreten 
Ziele des Kampfes zeugen. 
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Blick zurück nach Vorne 


Ganz unbestritten waren im März 1920 sämtliche 
Arbeiterorganisationen in vielerlei Hinsicht aktiv. Aber 
auch die „Unorganisierten“ und die „Basis“ haben sich in 
vielfältiger und überraschend libertärer Art und Weise an 
der Revolution beteiligt. Leider konnte in diesem Arti- 
kel nicht auf alles eingegangen werden und das, was Er- 
wähnung fand musste stark verkürzt dargestellt werden. 
Trotzdem möchte ich noch einmal auf die diversen Sozia- 
lisierungsbestrebungen der Arbeiterschaft und ihre zahl- 
reichen „sozialistischen“ Experimente hinweisen. Diese 
sahen sich unablässig und von Anfang an dem Widerstand 
der so genannten Organsisationen der Arbeiterschaft aus- 
gesetzt. So haben die Parteien (SPD, USP, KPD) und Ge- 
werkschaften (an erster Stelle diejenigen des ADGB) den 
Standpunkt vertreten, dass alle Sozialisierungsversuche 
auf einen Zeitpunkt nach einem militärischen Sieg und 
der Bildung einer neuen (revolutionären) Regierung ver- 
schoben werden müssten. Dabei verstanden nicht Wenige 
unter „Sozialisiserung“ nichts anderes als Verstaatlichung. 
Trotzdem fing die Arbeiterschaft, inspiriert von Anarcho- 
SyndikalistInnen und-Einksradikalen, an vielen Orten an, 
Betriebe zu sozialisieren oder alte Forderungen mittels 
„direkter Aktion“ duchzusetzen. Selbst die bewaffneten 
Arbeiterorganisationen (Arbeiterwehr und Rote-Ruhr- 
Armee) könnenfzum Teil als Beispiel dieser spontanen 
libertären Kraft gesehen werden. 


Die kulturellen Voraussetzungen der Revolution 
waren denkbar schlecht. So waren nicht wenige Aktive 
durch den gerade erst beendeten ersten Weltkrieg stark 
beeinflußt, an Kampf, Tod und Hierarchie gewöhnt. 
Aber auch diejenigen, die nicht im Krieg waren, waren 
an Authorität, Führung und Gehorsam gewöhnt. Alle 
Organisationen der Arbeiterschaft (mit Ausnahme der 
anarchos-syndikalistischen Gewerkschaften und ihrer 
Umfeldorganisationen), wie Parteien, Gewerkschaften, 
Arbeitersport- und Kulturvereine trainierten immer wie- 
der die Staatsfixiertheit und den organisatorischen Zen- 
tralismus. So wurde konsequent daran gearbeitet, jede 
Eigeninitiative im Keime zu ersticken, bzw. direkt in den 
jeweiligen bürokratischen Apparat zu integrieren. 
Gleichzeitig gab es eine relativ breite freiheitliche Strö- 
mung. Aus dieser kamen sämtliche Impulse zur Übernah- 
me der Produktionsstätten und der öffentlichen, lokalen 
Verwaltung durch die Arbeiterschaft selbst. Die Idee, in 
der konkreten Situation des Kampfes (oder jeder anderen 


Situation, die entsprechende Räume eröffnet) sofort so 
viel von den sozialistischen Ideen selbst und direkt um- 
zusetzen, hat viel für sich. Zeigt sie doch, dass der Kampf 
(im weitesten Sinne) für den Sozialismus/die Anarchie 
nicht für irgendein abstraktes Ziel, das irgendwann in ei- 
ner unbestimmten Zukunft erreicht wird, aufgenommen 
wurde. Viellmehr wird die Idee so zu einer praktisch er- 
lebten Realität, die nur ein weiterer Ansporn sein kann. 


Heute, 90. Jahre nach der Revoltion im Ruhrge- 
biet ist es wichtig zu erkennen, dass wir die Mentalität 
des Stellvertretertums, des Zentralismus endgültig auf- 
geben müssen. Schaffen wir uns ein breite soziale und 
kulturelle Basis, an der wir eine Kultur der Selbstorga- 
nisation und der gegenseitigen Hilfe entwickeln. Tradie- 
ren wir diese Werte und versuchen wir uns schon heute 
Vorstellungen über „unseren Sozialismus“ zu entwickeln. 
Nicht um Dogmen aufzustellen, denen wir blind folgen 
müssen, sondern um eine Richtschnur zu haben, die uns 
den Weg im Dunkeln weisen kann. 


Vielleicht müssen wir auch anfangen, aktiv auf 
die Menschen in unserer Umgebung zuzugehen. Dabei 
werden wir feststellen, dass uns die Menschen fragen wer- 
den, wie wir dieses oder jenes Problem lösen wollen. Es 
wird dann nicht ausreichen alte und inhaltslose Parolen 
zu wiederholen. Es wird auch nicht aussreichen zu erklä- 
ren, dass wir, um die Zukunft nicht in ein enges Korsett 
zu schnüren, uns keine klaren Vorstellungen davon ma- 
chen. Wir werden nicht drumherum kommen, den Men- 
schen zumindest einen Rahmen zu bieten, in dem wir uns 
die Zukunft und den Weg dorthin vorstellen. Je genauer 
unsere Vorstellungen zu diesem „Rahmen“ sein werden, 
desto eher werden wir die Menschen auch praktisch von 
unseren Vorstellungen überzeugen können. I 


|| Rudolf Mühland 


Bielefeld: B. Traven: Der geheimnisumwitterte Schriftsteller 
- Eröffnungsmatinee am Sonntag, 3.4., 11.30 Uhr im Mondo 
- „Baiern ist Räterepublik“ ... Lesung mit literarischen Texten 
und aufrührerischen Liedern aus der bayerischen Räterevoluti- 
on mit Carl-Ludwig Reichert am Mittwoch 6.4., ab 19.30 Uhr 
im Bunker Ulmenwall, Eintritt. 6,-/3,-€ 

- Soziale Ungerechtigkeit: Lesung aus B. Travens Werken. mit 
einem Vortrag des AK Asyl Bielefeld am Freitag, 15. April, 
20.00 Uhr, Buchhandlung Mondo 

- Der Schatz der Sierra Madre. Film am Freitag, 29.4., 20.00 
Uhr im Offkino, August-Bebel-Str. 94, Eintritt. 6,-/5,-€ 
mehr Infos: faubielefeld.blogsport.de 


Offenburg: 140 Jahre Pariser Kommune und 90 Jahre 
Kronstädter Aufstand 

Wann: 08.04.2011 19:00 Uhr | Wo: Alarm-Raum im MuKu - 
Offenburg 

Ab 19.00 Uhr stimmt ein Vortrag von Rudolf Mühland mit vie- 
len Informationen und anschließender Diskussion auf das The- 
ma ein. Ab 22.00 Uhr heift es dann: Bevor wir die Verhältnisse 
zum Tanzen bringen, tanzen wir erst einmal selber. ALARM- 
DJanes legen auf. Bilder und Texte von der Pariser Kommune 
und dem Kronstädter Aufstand untermalen die Party. Vive la 


Revolution! mehr Infos: alarm.blogsport.de 


3UCHMESSE MANNHEIM 


histische Buchmesse Mannheim http://buchmesse.anarchie-mannheim.de/ 


{pril 2011 - Jugendkulturzentrum FORUM buchmesse@anarchie-mannheim.de E* 


Düsseldorf: Freeters Japan 

Am Mi, 13. April um 20.00 Uhr | Ort: Kulturcafe Solaris, Ko- 
pernikusstr. 53, 40225 Düsseldorf 

Der,schwarz-rote Tresen“ zeigt eine Dokumentation über die 
Freeters Tokyo. Außerdem ist ein Kollege der Freeters Fukuoka 
anwesend und berichtet zur aktuellen Situation in Japan! 


mehr Infos: asnewsx.blogspot.com 


Karlsruhe: Offenes Treffen der LGK 
Wann: 13.04.2011 19:00 Uhr | Wo: Viktoriastraße 12 
Das Potential an libertär gesinnten Menschen in Karlsruhe und 


Umgebung ist nicht zu verachten, nur an organisierten Struktu- 


Termine | Gäidao [Si&] | 4/2011 1% 


ren mangelte es seit Längerem. Dieses Potential zu nutzen, sich 
zu organisieren und den Anarchismus als wichtigen politischen 
Bestandteil in die Öffentlichkeit zu tragen, haben wir uns zur 


Aufgabe gemacht. Mehr Infos: Ika.tumblr.com 


Rostock: Workers’ Memorial Day 2011 
Am Do, 28. April um 19.30 Uhr | Ort: Peter Weiss Haus, Do- 
beraner Straße 21, Tram- Haltestelle: *Doberaner Platz” 


mehr Infos: www. fau.org/wismar 


Berlin: Kritik der Lohnarbeit 

Am Fr, 29. April um 20.00 Uhr | Ort: ORi Bar Friedelstr.8 
12047 Berlin-Neukölln 

Die wachsende Massenarbeitslosigkeit nimmt nicht nur in 
sämtlichen Meinungsumfragen den führenden Platz in der Hit- 
liste der die Gesellschaft bewegenden Probleme ein, sondern 
verhindert bisher einen aktiven, breiteren Widerstand gegen 
die Zumutungen des kapitalistischen Systems. Grund genug, 
sich etwas genauer mit der Rolle der Arbeit in der Gesellschaft 
zu befassen. 


mehr Infos: linksunten.indymedia.org/de/node/36224 


Stuttgart: Revolutionäre Vorabenddemo 

Am Sa, 30. April um 15.00 Uhr | Ort: Stuttgart 

Das Libertäre Bündnis Ludwigsburg ruft als Bündnispartner 
der „Initiative für einen rev. 1. Mai in Stuttgart“ am 30. April 
2011 zur Beteiligung an der revolutionären Vorabenddemo zum 


1. Mai auf. Mehr Info’s: www.erstermai-stuttgart.tk 


Bremen: Den Menschen soll es dufte gehen 
30.04.2011 14:00 Uhr | Ort: HBF - Bremen 


mehr Infos: www.a-netz.org 


Berlin: 15.04.2011 um 19 Uhr 

Vortrag und Diskussion mit Jürgen Mümken: Postanarchis- 
mus. Anarchistische Theorie (in) der Postmoderne 
Veranstalter: Anarchistische Gruppe Neukölln 

Ort: ida nowhere, Donaustraße 79, Berlin-Neukölln 


Berlin: Anarchistischer Stammtisch der AFB 

Ort: Jeden 2. Donnerstag im Monat in der Tempest Libra- 
ry (Reichenberger Str. 63a) und jeden 4. Dienstag im Cafe 
Morgenrot (Kastanienallee 85) 


xl] 4/2011 | Gäidao [8] | Wer? Wie? Was? 


Forum deutschsprachiger 
Anarchistinnen (FdA-IFA) 


Wer Wir Sind & Was Wir Wollen 
1 


Unser Ziel ist eine herrschaftsfreie Gesellschaft ohne Grenzen, 
Klassen und Staaten auf Grundlage der freien Vereinbarung, der 
gegenseitigen Hilfe und des anarchistischen Föderalismus, der 
durch gebundene Mandate seitens der Basis gekennzeichnet ist. 
Da wir jede Herrschaft über und Ausbeutung von Menschen ab- 
lehnen, setzen wir uns ein für die Abschaffung aller Formen von 
Herrschaft und Ausbeutung in kultureller, politischer, sexueller, 
sozialer, wirtschaftlicher oder sonstiger Hinsicht. 


2 

Das FdA will auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens an 
die föderalistischen Ideen anknüpfen und sie den Erfordernissen 
der heutigen Zeit anpassen. Im anarchistischen Föderalismus se- 
hen wir die Grundlage einer wirklichen und dauerhaften Selbst- 
bestimmung, die allein die Gewähr für Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität gibt. Wir streben keine Übernahme, sondern die Ab- 
schaffung der politischen Herrschaft an. 


3 


Erst Gemeinschaften ermöglichen die gegenseitige Hilfe und bil- 
den die Grundlage, auf der eine anarchistische Gesellschaft wach- 
sen kann. Informelle, unverbindliche Zufallsbegegnungen sind 
für diese Gemeinschaften nicht ausreichend. Deshalb organisieren 
wir uns, um Solidarität zu leben, Mut zum Handeln zu geben und 
die Wirksamkeit unseres Handelns zu steigern. Das FdA hat das 
Ziel, den Aufbau einer deutschsprachigen anarchistischen Födera- 
tion voranzutreiben. 


Kontakte: 


FdA-IFA: http://www.fda-ifa.org 

IFA: http://www.iaf-ifa.org 
Anarchistische Föderation Berlin: 
http://afb.blogsport.de 

Anarchistische Gruppe Mannheim: 


http://www.anarchie-mannheim.de.vu 
Karakök Autonome (TR/CH): 
http://www.karakok.org 

Libertäres Bündnis Ludwigsburg: 
http://lbquadrat.de.vu 
Antinationale Offensive Saarbrü- 


cken: http://www.antinationale.org 
Libertäre Aktion Winterthur: 
http://www.law.ch.vu 

Libertäre Initiative Schleswig Hol- 


stein: sortesindet@marsmail.de 
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—— E riechen Anarchisten 
Mazen Kamalmaz 


Die arabischen Diktaturen bereiten einen 
Angriff auf die Massen vor 


Selbstverständnis der IASR 


Die Anarchistisch - Syndikalistische 
Jugend Bonn stellt sich vor 


Aufruf zur Hilfe! 


Was ist Faschismus - Teil 2.2 - Die Geschichte 
und-Ideologie des dritten Reiches 


Blick Zurück nach vorne - 


Termine 


Wer Wir IE Was «Wir Wollen, Pe. 
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